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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Hochwasserereignisse der letzten Tage in Teilen 
unseres Landes sind eine Katastrophe von nationalem 
Ausmaß. Die Schäden sind immens. Niemand kann 
das allein bewältigen. Bund und Länder werden da-
her gemeinsam handeln und unterstützen. Zunächst 
gilt es, den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern vor 
Ort schnelle und unbürokratische Hilfe zukommen 
zu lassen. Das Bundeskabinett hat daher ein umfang-
reiches Soforthilfeprogramm beschlossen und steht 
darüber hinaus bereit, um den Wiederaufbau in den 
nächsten Monaten und Jahren zu unterstützen. Die 
schrecklichen Ereignisse verdeutlichen einmal mehr, 
warum der Einsatz gegen den menschengemachten 
Klimawandel so wichtig ist.

Für diese und viele andere Aufgaben sind ausrei-
chend Steuereinnahmen wichtig. Angesichts global 
tätiger Konzerne bedarf es dazu einer engen Abstim-
mung auf internationaler Ebene. Am 9./10. Juli 2021 
haben die Finanzministerinnen und Finanzminis-
ter der größten Industrie- und Schwellenländer (G20) 
eine historische Reform der internationalen Unter-
nehmensbesteuerung beschlossen und einen bedeu-
tenden Schritt zu mehr Steuergerechtigkeit getan. Mit 
der Verständigung auf eine globale effektive Mindest-
besteuerung wird künftig sichergestellt, dass die gro-
ßen weltweit tätigen Konzerne ihren fairen Beitrag 
zur Finanzierung des Gemeinwohls leisten und sich 
ihrer Steuerpflicht nicht länger durch Gewinnverla-
gerung entziehen können. Für diesen historischen 

Durchbruch hat sich Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz gemeinsam mit seinem französischen Amts-
kollegen Bruno Le Maire seit 2018 intensiv eingesetzt. 
Mit einem Schlaglicht beleuchten wir das Thema in 
dieser Ausgabe genauer.

Noch vor der Sommerpause hat das Bundeskabinett 
den Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2022 
und die Finanzplanung bis 2025 beschlossen. Damit 
setzt die Bundesregierung den erfolgreichen Kurs 
fort, der maßgeblich zur Stützung und Stabilisierung 
der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands in 
der Corona-Krise beigetragen hat. Diese Stabilisie-
rung drückt sich in konkreten Zahlen aus. So hat die 
Bundesregierung die Wachstumsprognose für  2022 
nochmals deutlich auf 3,6  Prozent angehoben. Ein 
entscheidender Grund dafür ist: Es wurde nicht in die 
Krise hineingespart. Die notwendigen Mittel zur Sta-
bilisierung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt stehen 
bereit und setzen gezielte, zukunftsorientierte Im-
pulse für nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum.

Auch im kommenden Jahr sollen ausreichend Mittel 
zur Krisenbekämpfung bereitgestellt werden. Damit 
Deutschland kraftvoll und nachhaltig aus der Krise 
hinauswachsen kann, sieht die Bundesregierung mit 
der Finanzplanung bis  2025 außerdem vor, dass die 
Ausgaben für Investitionen auf einem hohen Niveau 
von über 50 Milliarden Euro jährlich gehalten werden. 
Damit soll vor allem in Klimaschutz, Digitalisierung 
und Modernisierung unseres Landes investiert wer-
den. In den vergangenen zwei Jahren sind im Rahmen 
des Klimaschutz- und Konjunkturprogramms bereits 
mehr als 80  Milliarden  Euro zur Finanzierung von 
Maßnahmen in den Klimaschutz mobilisiert worden. 
Mit dem „Klimaschutz Sofortprogramm 2022“ stehen 
nun weitere 8 Milliarden Euro bereit.

Ich wünsche Ihnen eine angenehme Lektüre.

 
Wolfgang Schmidt  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Einigung auf globale Mindeststeuer für 
Unternehmen

 ● Am 9./10. Juli 2021 haben die G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister eine historische 
Reform der internationalen Unternehmensbesteuerung beschlossen und damit einen bedeuten-
den Schritt zu mehr Steuergerechtigkeit getan. Die großen, weltweit tätigen Konzerne werden 
ihren fairen Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens leisten. Mit der erzielten internationalen 
Verständigung können sie sich ihrer Steuerpflicht nicht länger durch Verlagerung der Gewinne 
entziehen. Die Reform umfasst zwei Säulen.

 ● In der ersten Säule hat sich die G20 auf einen Mechanismus verständigt, mit dem die Besteue-
rungsrechte der größten und profitabelsten Konzerne der Welt, insbesondere der digitalisierten 
Wirtschaft, neu verteilt werden. Damit werden (Digital-)Konzerne künftig auch dort Steuern 
zahlen, wo ihre Kundinnen und Kunden oder Nutzerinnen und Nutzer sitzen. Das war bislang 
nicht der Fall.

 ● Die zweite Säule sieht eine globale Mindestbesteuerung vor, die dem schädlichen Steuerwett-
bewerb um die geringsten Steuern ein Ende setzen wird. Künftig zahlen Unternehmen einen 
globalen effektiven Steuersatz von mindestens 15 Prozent auf ihre Gewinne. Den Vorschlag dazu 
haben Bundesfinanzminister Olaf Scholz und sein französischer Amtskollege Bruno Le Maire vor 
drei Jahren gemacht und seitdem intensiv beworben.

Ein neuer Rahmen für 
das internationale System 
der Besteuerung von 
Unternehmen

Die Einigung zu den beiden Säulen ist eine echte 
Revolution der internationalen Besteuerung von 
Unternehmen, die historisch ihresgleichen sucht. 
Sie zeigt, wie gut multilaterale Zusammenarbeit 
funktionieren kann, wenn der politische Wille 
dazu vorhanden ist. Bereits am 1.  Juli  2021 haben 
die Mitglieder des „Inclusive Framework on BEPS“1, 
also des zuständigen Gremiums bei der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung  (OECD), eine breite internationale Ei-
nigung erzielt, der sich inzwischen 132  Staaten 
angeschlossen haben. Die Finanzministerinnen 

1 BEPS steht für Base Erosion and Profit Shifting 
(Gewinnkürzung und Gewinnverlagerung).

und Finanzminister der 20  wichtigsten Industrie- 
und Schwellenländer (G20) haben das Konzept am 
9./10.  Juli  2021 bei ihrem Treffen in Venedig ein-
stimmig unterstützt und dessen rasche Umsetzung 
zugesagt.

Großer Erfolg der deutsch-
französischen Initiative

Bereits seit drei Jahren setzt sich das Bundesfi-
nanzministerium dafür ein, zu einer internationa-
len Verständigung für eine globale effektive Min-
destbesteuerung zu kommen. Im Oktober  2018 
hat Bundesfinanzminister Olaf Scholz mit seinem 
französischen Amtskollegen Bruno  Le  Maire im 
Kreise der G7 und G20 einen Vorschlag vorgelegt – 
und seitdem in unzähligen Gesprächen mit sei-
nen Kolleginnen und Kollegen rund um den Glo-
bus an einer Einigung gearbeitet. Mit dem jetzigen 
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Übereinkommen der Finanzministerinnen und Fi-
nanzminister der G20 zeigt sich, dass sich diese Ar-
beit gelohnt hat.

Ein großer Fortschritt für mehr 
(Steuer-)Gerechtigkeit

Wenn große, global agierende Konzerne kaum 
Steuern bezahlen, weil sie ihre Gewinne in Steu-
eroasen verschieben, dann ist das in höchstem 
Maße ungerecht. Dadurch fehlt Geld für wichtige 
Investitionen in das Gemeinwohl wie gute Schu-
len und Kitas, Krankenhäuser und die Rente so-
wie für ein gut ausgebautes Streckennetz der Bahn 
und ordentliche Straßen. Auch führt es zu massi-
ven Wettbewerbsnachteilen für Unternehmen, die 
ehrlich ihre Steuern zahlen. Es kann nicht sein, dass 
hoch profitable Konzerne durch Tricks Milliarden 
an Steuern sparen, während der kleine Handwerks-
betrieb oder der Buchladen um die Ecke mit ihren 
Steuern ihren Beitrag zum Gemeinwohl leisten. 
Diese Ungerechtigkeit wird nun ein Ende haben.

Eine Lösung zur richtigen Zeit

Die Einigung der G20 kommt genau zur richtigen 
Zeit: Die Corona-Krise hat gezeigt, wie wichtig es 
ist, dass Staaten finanziell handlungsfähig bleiben. 
Nur so kann ein Staat auf Krisensituationen wir-
kungsvoll reagieren und Betroffene unterstützen. 
Während der Pandemie haben insbesondere die In-
ternet-Giganten viel Geld verdient. Es ist nur fair, 
wenn sie nun ihren Anteil an der Finanzierung des 
Gemeinwesens leisten. Konkret umfasst die Eini-
gung folgende Punkte:

Mindestbesteuerung von 15 Prozent für alle 
großen Konzerne (Säule II)

Multinationale Konzerne mit mehr als 750 Millio-
nen Euro Umsatz im Jahr – egal, ob Möbelkonzern, 
Großbank oder digitaler Dienstleister  – werden 
nun global mit einem effektiven Mindeststeuersatz 
besteuert, der 15 Prozent nicht unterschreiten darf. 
Dabei ist es egal, wo ihre Gewinne entstehen.

Außerdem werden Tricks verhindert, mit denen 
Konzerne häufig ihre Gewinne kleinrechnen, um 
Steuern zu sparen: International tätige Konzerne 
haben oft Tochtergesellschaften in anderen Län-
dern. Diese finden sich bisher auch in Steueroasen, 
in denen die Tochtergesellschaften kaum Steuern 
zahlen. Davon profitiert der Gesamtkonzern. Das 
soll künftig nicht mehr möglich sein. Konkret soll 
dies folgendermaßen verhindert werden: Es gilt 
ein international festgelegter effektiver Mindest-
steuersatz. Jeder Staat kann zwar weiterhin nied-
rigere Unternehmenssteuern festlegen, aber das 
lohnt sich nicht mehr. Denn wenn ein Unterneh-
men mit seiner Tochterfirma im Ausland weniger 
Steuern zahlt, kann der Heimatstaat die Differenz 
vom betreffenden Unternehmen verlangen. Das 
Unternehmen zahlt also auf alle Gewinne mindes-
tens den global vereinbarten effektiven Mindest-
steuersatz. Höhere Steuern bleiben natürlich wei-
terhin möglich.

Beispiel: Ein international tätiger Konzern 
hat eine oder mehrere Tochtergesellschaf-
ten in einer Steueroase. Er verlagert mög-
lichst viele der Gewinne rechnerisch dort-
hin, weil in dem Land z. B. nur 5 Prozent 
Steuern erhoben werden. Hier greift die 
neue Regel der Säule II, die globale effektive 
Mindeststeuer. Denn nun kann der Staat, in 
dem die Muttergesellschaft des Konzerns 
ihren Sitz hat, die Gewinne aus dieser Steu-
eroase nachversteuern. Bei einem globalen 
Mindeststeuersatz von 15 Prozent könnte 
der Staat also auf die verlagerten Gewinne 
10 Prozent Unternehmenssteuern von dem 
Konzern verlangen. Damit wird sicherge-
stellt, dass die Gewinne im Ergebnis einer 
effektiven Besteuerung in Höhe von 15 Pro-
zent unterliegen: 5 Prozent in der Steu-
eroase, 10 Prozent im Sitzland des Kon-
zerns. Damit lohnt es sich für internationale 
Konzerne nicht mehr, aus rein steuerlichen 
Gründen Tochtergesellschaften zu nutzen.

Außerdem verhindern die neuen Regeln, 
dass der Konzern durch Tricks Gewinne in 
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Steueroasen verschiebt. Einer dieser Tricks 
ist die Zahlung von Lizenzgebühren. Dazu 
werden etwa alle Rechte an den Markenna-
men und alle Patente an eine Tochtergesell-
schaft gegeben, die in einer Steueroase sitzt. 
Für die Nutzung der Patente und der Mar-
kennamen müssen nun von allen Konzern-
gesellschaften in anderen Ländern hohe Ge-
bühren an diese Tochtergesellschaft in der 
Steueroase gezahlt werden. Für die damit 
in der Steueroase anfallenden hohen Ge-
winne müssen kaum Steuern bezahlt wer-
den. Gleichzeitig können sich die anderen 
Gesellschaften des Konzerns in Ländern mit 
höheren Steuern „arm“ rechnen, weil sie die 
Lizenzgebühren als Betriebsausgabe von ih-
ren Gewinnen steuerlich abziehen können. 
So zahlt der Konzern insgesamt deutlich 
weniger Steuern – Verlierer ist die Allge-
meinheit.

Künftig sollen solche Tricks nicht mehr 
möglich sein: Die Lizenzzahlungen dürfen 
im Heimatland nicht mehr vollständig als 
Betriebsausgabe abgezogen werden, soweit 
sie auf Ebene der Gesellschaft, die ihren 
Sitz in einer Steueroase hat, niedrig besteu-
ert werden. Auch dadurch wird im Ergeb-
nis eine effektive Besteuerung auf Höhe des 
Mindestniveaus sichergestellt.

Eine faire internationale 
Verteilung der Steuern – auch 
für die großen Digitalkonzerne 
(Säule I)

Neben der globalen effektiven Mindestbesteuerung 
für Unternehmen enthält die Einigung auch eine 
Vereinbarung zur Neuverteilung der Besteuerungs-
rechte. Das gilt insbesondere für die digitalisierte 
Wirtschaft. Traditionell werden Gewinne von Un-
ternehmen international dort besteuert, wo diese 

physisch präsent sind – also dort, wo sie beispiels-
weise eine Fabrik besitzen und produzieren. In der 
digitalisierten Wirtschaft sind die Gewinne häufig 
nicht mehr (so stark) an die physische Präsenz (z. B. 
in Form einer Betriebsstätte) gebunden. So können 
insbesondere die großen Digitalkonzerne eine er-
hebliche wirtschaftliche Tätigkeit in Marktstaaten 
entfalten, ohne vor Ort präsent zu sein. Sie verkau-
fen Waren oder generieren Werbeeinnahmen, auch 
wenn sie in dem Land kaum oder gar nicht mit ei-
ner Betriebsstätte präsent sind.

Daher ist eine Neuverteilung der Besteuerungs-
rechte notwendig geworden. Künftig werden auch 
Staaten von der Besteuerung dieser Konzerne profi-
tieren, in denen diese zwar keine Niederlassung ha-
ben, aber ihre Produkte oder Dienstleistungen ver-
kaufen. Dies gilt für die größten und profitabelsten 
multinationalen Unternehmen mit einem globalen 
Umsatz von mehr als 20 Milliarden Euro und einer 
Profitabilitätsschwelle („Marge“) von über 10  Pro-
zent des Umsatzes. Hierbei sollen den Marktstaa-
ten – also den Staaten, in denen die Produkte und 
Dienstleistungen tatsächlich verkauft werden – Be-
steuerungsrechte auf 20 Prozent bis 30 Prozent des 
Gewinns zuerkannt werden, der eine Marge von 
10 Prozent übersteigt.

Beispiel: Eine Internetsuchmaschine ver-
wendet Nutzerdaten, um gezielt Werbung 
zu schalten, und erzielt damit in einem 
Land hohe Profite. Derzeit ist nicht sicher-
gestellt, dass in diesem Land auch Steuern 
auf diese Profite bezahlt werden, wenn das 
Unternehmen dort nicht physisch präsent 
ist. Es ist aber fair, wenn diejenigen Staaten, 
in denen die Profite tatsächlich entstehen, 
auch die entsprechenden Steuern einneh-
men. Wir nennen diese Staaten „Marktstaa-
ten“. Im Beispiel der Suchmaschine etwa 
soll ein Teil der Steuern in den Marktstaaten 
bezahlt werden, in denen die Nutzerinnen 
und Nutzer ansässig sind.

10
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Wichtig dabei ist, dass kein großer Digitalkonzern 
durch das Raster fällt. Deshalb ist in der Vereinba-
rung sichergestellt, dass dort, wo dies notwendig ist, 
auf die einzelnen Geschäftsbereiche des Konzerns 
geschaut und deren Profitabilität separat bewer-
tet wird (sogenannte Segmentierung). Zum Beispiel 
werden beim hoch profitablen Plattformgeschäft 
einzelner Konzerne die dort gemachten Gewinne 
der Besteuerung zugrunde gelegt. Eine Verrech-
nung dieser Gewinne mit anderen Geschäftsberei-
chen wird nicht möglich sein.

Beide Säulen werden nun weltweit 
umgesetzt, auch in Europa

Nach der Billigung durch die G20 gilt es, eine 
schnelle Umsetzung der neuen Regelungen zu ga-
rantieren und gleichzeitig den wenigen bisher un-
entschlossenen Staaten des Inclusive Framework 
on BEPS die Möglichkeit zu geben, sich der histo-
rischen Einigung anzuschließen. Aufgrund der be-
reits auf globaler Ebene erzielten breiten Verstän-
digung besteht große Zuversicht, dass dies gelingt. 
Auch auf europäischer Ebene soll die Vereinbarung 
der OECD und G20 umgesetzt werden.

Deutschland wird finanziell von 
dieser Reform profitieren

Mit der erfolgten Festlegung des Steuersatzes auf 
mindestens 15 Prozent wird weltweit mit erhebli-
chen Steuermehreinnahmen gerechnet. Laut Pres-
semitteilung der OECD vom 1. Juli 2021 wird bei ei-
nem Mindeststeuersatz von 15  Prozent weltweit 
mit zusätzlichen Steuereinnahmen von 150  Mil-
liarden  US-Dollar jährlich gerechnet. Darüber hi-
naus entfaltet die Mindestbesteuerung erhebliche 
präventive Wirkung und stoppt den schädlichen 
Steuerwettbewerb zwischen Staaten („race to the 
bottom“), der sich bislang in deutlich sinkenden 
Unternehmenssteuern weltweit niedergeschlagen 
hat.

Auch Deutschland wird mit seiner exportorientier-
ten Wirtschaft nach ersten Schätzungen von den 
neuen Regeln und der Neuverteilung der Besteue-
rungsrechte finanziell profitieren.

Die fiskalischen Effekte der Neuverteilung der Be-
steuerungsrechte hat das ifo Institut jüngst unter-
sucht.2 Zur globalen effektiven Mindestbesteue-
rung hat die EU-Steuerbeobachtungsstelle kürzlich 
eine Studie veröffentlicht.3 Die Studien erwarten 
eine positive fiskalische Auswirkung der neuen Re-
geln für Deutschland.

2 Link zur Studie:  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210702

3 Link zur Studie: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210703
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Olaf Scholz, Bundesfinanzminister

Wie kann eine globale effek-
tive Mindestbesteuerung tat-
sächlich mehr Steuergerech-
tigkeit weltweit erzeugen?

Mit der globalen Mindestbesteuerung beenden 
wir den weltweiten Wettlauf um möglichst nied-
rige Steuersätze. Künftig soll für international agie-
rende Konzerne ein effektiver Steuersatz von min-
destens 15  Prozent gelten. Damit trocknen wir 
Steueroasen aus. Denn Unternehmen haben nicht 
mehr die Chance, ihre Steuer künstlich kleinzu-
rechnen, indem sie ihre Gewinne in Staaten mit be-
sonders niedrigen Steuersätzen verschieben. Die 
globale effektive Mindestbesteuerung stellt sicher, 
dass jedes Unternehmen seinen fairen Beitrag zur 
Finanzierung des Gemeinwesens leisten muss. Das 

ist gerecht  – und richtig, denn gerade die Pande-
mie hat gezeigt, wie wichtig es ist, dass die Staaten 
über ausreichend finanzielle Ressourcen verfügen, 
um ihre Bürgerinnen und Bürger zu schützen, Un-
ternehmen zu stützen und Arbeitsplätze zu sichern.

Stichwort global – wie können 
sich so viele Staaten der Welt 
einigen? Wie funktioniert ein 
globaler Verhandlungsprozess?

Die G20-Mitglieder, die Staaten der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) und eine Reihe von Entwicklungs- 
und Schwellenländern haben sich im Jahr  2012 
dem BEPS-Projekt angeschlossen. BEPS steht für 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Im Interview: Olaf Scholz, Bundesfinanzminister

Base Erosion and Profit Shifting – auf Deutsch etwa 
Gewinnkürzung und Gewinnverlagerung. Das er-
klärte Ziel dieser 139  Staaten ist es, internatio-
nal abgestimmt und gemeinsam gegen aggressive 
Steuervermeidung zu kämpfen. Solche globalen 
Ansätze sind mühsam, aber der einzige Weg, wenn 
man weltweit verbindliche Standards eta blieren 
will.

Im Jahr  2018 hat Deutschland gemeinsam mit 
Frankreich den Vorschlag einer globalen effektiven 
Mindestbesteuerung in die Verhandlung auf Ebene 
der OECD eingebracht. Sowohl die Frage einer 
Mindestbesteuerung als auch die Frage der Neu-
verteilung der internationalen Besteuerungsrechte 
wurden stets gemeinsam verhandelt und disku-
tiert. Seither hat es eine Vielzahl von Treffen und 
Videokonferenzen gegeben; auch bei den Spitzen-
gesprächen auf Ebenen von G7, G20, der IWF-Ta-
gungen und bei unzähligen bilateralen Begegnun-
gen hat dieses Thema breiten Raum eingenommen. 
Am 1.  Juli  2021 haben sich schließlich 130  Staa-
ten (nach gegenwärtigem Stand: 132  Staaten) auf 
diese Lösung verständigt  – was ein kolossaler Er-
folg ist für mehr Steuergerechtigkeit. Damit ist ein 
riesiger Schritt getan, die nächsten Schritte müs-
sen nun folgen, damit diese Einigung überall um-
gesetzt wird.

Das Projekt, eine weltweit 
geltende Mindestbesteuerung 
für die Global Player der Wirt-
schaft einzurichten, ist nicht 
neu. Was hat schließlich für 
den Durchbruch gesorgt, dass 
es dabei nun vorangeht? Gab 
es den einen Turning Point?

Die globale Mindestbesteuerung beruht, wie ge-
sagt, auf einem Vorschlag, den ich gemeinsam mit 
meinem französischen Kollegen Bruno Le  Maire 
2018 in die internationale Diskussion eingebracht 
habe. Seit Anfang  2019 war sie fester Bestand-
teil der OECD-Verhandlungen. Letztlich hat eine 

Kombination aus mehreren Faktoren neben der 
Beharrlichkeit der Verhandlungsführung zum Er-
folg geführt. Insbesondere die Corona-Pande-
mie hat allen Staaten sehr deutlich vor Augen ge-
führt, wie eng die Welt miteinander verbunden 
ist, wie erfolgreich eine gute Zusammenarbeit sein 
kann und wie wichtig es für Staaten ist, über aus-
reichend Finanzkraft zu verfügen. Hilfreich war si-
cherlich auch das öffentliche Bekenntnis der neuen 
US-Regierung zu diesem Projekt, mit dem im Früh-
jahr  2021 dann neuer Schwung und positive Dy-
namik in die Verhandlungen kamen. Dafür bin ich 
sehr dankbar.

Wie können Staaten wie Irland 
davon überzeugt werden, 
bei einer globalen effektiven 
Mindestbesteuerung 
mitzumachen, die einen 
niedrigeren Steuersatz als die 
geplante Mindestbesteuerung 
haben?

Keinem Staat wird vorgeschrieben, welcher Steu-
ersatz für Unternehmen in seinem Land gelten 
soll. Allerdings erhalten Staaten, die einen höheren 
Steuersatz erheben, die Möglichkeit, auf die sehr 
niedrigen Steuersätze anderer Staaten zu reagie-
ren. Sie können z. B. Gewinne nachversteuern, die 
Unternehmen ins Ausland verschoben haben. Die 
Höhe dieser (Nach-)Besteuerung richtet sich dabei 
nach der Differenz zwischen der tatsächlichen Be-
steuerung im anderen Land und dem vereinbar-
ten Mindeststeuersatz. Ein Beispiel: Staat  X ver-
langt einen Steuersatz von 7  Prozent. Staat  Y hat 
nun die Möglichkeit, die Gewinne des Konzerns, 
die in seinem Land anfallen, mit weiteren 8 Prozent 
(15 %-7 %=8 %) nachzuversteuern.

Die Mindestbesteuerung ist also so konzipiert, 
dass sie die Souveränität der Einzelstaaten respek-
tiert und berücksichtigt. Die globale effektive Min-
destbesteuerung bringt auch Vorteile für Nied-
rigsteuerländer. Für sie fällt der Druck weg, beim 
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schädlichen Steuersenkungswettbewerb („race to 
the bottom“) anderer mitmachen zu müssen. Wir 
sind überzeugt, dass die Staaten, die der internati-
onalen Einigung bisher noch nicht zugestimmt ha-
ben, sich der positiven internationalen Dynamik 
auf Dauer nicht entziehen wollen und ebenfalls 
diese historische Chance für mehr globale Steuer-
gerechtigkeit ergreifen werden.

Der öffentliche Druck auf 
Unternehmen wird stetig 
erhöht. Einige Unternehmen 
sehen sich zu Unrecht an 
den Pranger gestellt, andere 
fürchten Fesseln für das 
Wachstum. Wie gehen 
Sie mit dem Widerstand 
der Wirtschaft um? Wie 
überzeugen Sie die Zweifler 
unter den Unternehmern?

Durch die internationale Verständigung erlangen 
die Unternehmen die nötige Rechtssicherheit, um 
die sie seit Längerem zu Recht bitten. Denn wenn 
jedes Land eigene Regeln zur Besteuerung interna-
tionaler Unternehmen entwickelt, ohne Absprache 
mit anderen Staaten, würde dies einen Flickentep-
pich an Regelungen ergeben. Deshalb gibt es viel 
Unterstützung in der Wirtschaft für unseren Weg, 
das internationale Steuersystem in enger inter-
nationaler Zusammenarbeit fit zu machen für die 
Zukunft.

Das Zwei-Säulen-Projekt 
zielt auf multinationale 
Großkonzerne ab. Im 
Fokus stehen aber auch 
Digitalunternehmen. Warum 
war Ihnen dies besonders 
wichtig?

Das immense Wachstum der Plattformkonzerne 
zeigt, wie gravierend Geschäftsmodelle und da-
mit Unternehmensstrukturen durch die Digita-
lisierung verändert werden. In den vergangenen 
zehn Jahren, insbesondere aber auch durch die Co-
rona-Krise, ist die Branche digitaler Produkte und 
Dienstleistungen stark gewachsen. Denken wir 
beispielsweise an den starken Zuwachs bei On-
line-Meetings, beim Einkaufen online, bei Strea-
mingdiensten  – und unzählige weitere Bereiche. 
Sie alle haben sich in der Pandemie sehr schnell 
verändert und sind digitaler geworden.

Dieser Wirtschaftsbereich wird oft von multinati-
onalen Konzernen und immateriellen Gütern wie 
Kommunikations- oder Handelsplattformen ge-
prägt. Er hat einen völlig anderen Wertschöpfungs-
prozess als die klassische Industrie. Das ist eine der 
größten Herausforderungen für unsere Steuersys-
teme: Immaterielle Werte und grenzüberschrei-
tende Dienstleistungen ermöglichen es Unter-
nehmen, in einem Land Produkte zu verkaufen, 
ohne dort physisch präsent zu sein. Eine physi-
sche Präsenz ist aber oft eine steuerrechtliche Vo-
raussetzung, damit dort erzielte Gewinne besteuert 
werden können. Es sind vor allem große Digitalun-
ternehmen, die hohe Umsätze erwirtschaften und 
eine überdurchschnittlich hohe Profitabilität auf-
weisen. Wenn wir also von einer fairen Besteue-
rung multinationaler Großkonzerne sprechen, ist 
es besonders wichtig, auch alle großen Digitalun-
ternehmen einzubeziehen.

14



Mehr Steuergerechtigkeit weltweit BMF-Monatsbericht 
Juli 2021

Sc
hl

ag
lic

ht

Im Interview: Olaf Scholz, Bundesfinanzminister

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
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In welchem Moment haben 
Sie gezweifelt, ob es eine 
Vereinbarung über eine 
globale Mindestbesteuerung 
bis zu diesem Sommer gibt? 

Meine langen Erfahrungen mit Verhandlungen ha-
ben bei mir die Erkenntnis reifen lassen, dass sol-
che Prozesse ihre Höhen und Tiefen durchlaufen, 
manchmal auch Längen haben. Doch ich war im-
mer zuversichtlich, dass es letztlich zu einer inter-
nationalen Einigung kommen wird. Jetzt ist es ein-
fach schön, dass wir eine Vereinbarung geschafft 
haben. Die Welt wird damit gerechter.
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Das Tabaksteuerrecht

Das deutsche Tabaksteuerrecht ist eingebettet in 
das harmonisierte europäische Verbrauchsteuer-
recht. Harmonisierung bedeutet, dass durch die 
europäische Tabaksteuerrichtlinie gleiche Rah-
menbedingungen in allen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union (EU) gelten. Diese europäische 
Richtlinie müssen die Mitgliedstaaten mit Leben 
füllen, indem sie die Richtlinie in nationales Recht 
umsetzen. Dabei verbleibt ihnen ein Umsetzungs-
spielraum, etwa bei der Höhe der einzelnen Steu-
ertarife. In Deutschland erfolgt diese Umsetzung 
durch das Tabaksteuergesetz und die Tabaksteu-
erverordnung. Das Tabaksteuergesetz regelt, wel-
che Produkte der Besteuerung unterliegen und in 
welcher Höhe. Die Tabaksteuerverordnung ent-
hält Verfahrensregelungen und Durchführungsbe-
stimmungen, z. B. hinsichtlich der Berechnung der 
Steuer oder Regelungen bezüglich der zu verwen-
denden Steuerzeichen.

Die letzte größere Anpassung des Tabaksteuerge-
setzes erfolgte im Jahr  2011. Die Steuern wurden 
seit dem Jahr  2015, als das damalige Tabaksteuer-
modell auslief, nicht mehr gesetzlich angehoben. 
Daher war es nun an der Zeit, mit dem Gesetz zur 
Modernisierung des Tabaksteuerrechts die gesetzli-
chen Bedingungen an die veränderten Rauch- und 
Konsumgewohnheiten der Bevölkerung anzupas-
sen. Auch im Vergleich zum Besteuerungsniveau in 
anderen Mitgliedstaaten der EU war eine Aktuali-
sierung angezeigt.

Das Tabaksteuermodell 
kam erstmals im Zeitraum 2011 bis 2015 zum 
Tragen. Es sah eine jährliche moderate Er-
höhung der Tabaksteuer auf Zigaretten und 
Feinschnitt vor. Dieses Modell erfährt nun 
im Tabaksteuermodernisierungsgesetz eine 
Neuauflage. Binnen fünf Jahren wird ab dem 
Jahr 2022 in vier Stufen die Tabaksteuer mo-
derat und für alle Seiten planbar angepasst.

Gesetz zur Modernisierung des 
Tabaksteuerrechts

 ● Mit dem Tabaksteuermodernisierungsgesetz werden das Tabaksteuergesetz und gleichzeitig 
die Tabaksteuerverordnung geändert. Die letztmalige größere Überarbeitung des Tabaksteuer-
rechts fand im Jahr 2011 statt.

 ● Mit dem Gesetz wird die Steuer auf Zigaretten und Feinschnitt in den nächsten fünf Jahren in 
vier Stufen angehoben.

 ● Daneben wird die Besteuerung von erhitztem Tabak („Heat-not-Burn-Produkte“) sowie 
Substanzen, die in E-Zigaretten konsumiert werden, angepasst. Wasserpfeifentabak unterliegt 
zukünftig ebenfalls einer angepassten, höheren Besteuerung.

 ● Das Gesetz trägt neben der Verstetigung beziehungsweise einem moderaten Anwachsen der 
Steuereinnahmen gesundheitlichen Aspekten Rechnung, indem es die Hemmschwelle zum 
Rauchen von Zigaretten und sonstigen Produkten wie E-Zigaretten, Shishas und anderen neu-
artigen Rauchprodukten erhöht.
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Veränderte Rauchgewohn-
heiten und neue Produkte

Seit der vorangegangenen Anpassung des Tabak-
steuergesetzes haben sich die Rauch- und Konsum-
gewohnheiten verändert. Neben den klassischen 
Produkten – Zigaretten, Feinschnitt, Zigarren, Ziga-
rillos und Pfeifentabak  – sind neuartige Produkte 
auf den Markt gekommen. Dies sind neben E-Zi-
garetten vor allem sogenannte Tabakerhitzer, in 
denen statt eines Verbrennungsprozesses der Ta-
bak in einem elektrischen Gerät lediglich erhitzt 
und so eine Inhalation ermöglicht wird. Zudem 
ist ein deutlicher Anstieg beim Konsum von Was-
serpfeifentabak festzustellen. Diese Produkte sind 
genau wie die klassischen Rauchprodukte nicht 
als harmlos anzusehen. Ihr Konsum stellt eben-
falls eine Gesundheitsgefährdung dar und birgt 
Abhängigkeitspotenzial.

Anpassungen im 
Tabaksteuermodernisierungsgesetz

Das Tabaksteuermodernisierungsgesetz sieht ne-
ben einer Neuauflage des Tabaksteuermodells ab 
dem 1. Januar 2022 eine höhere Besteuerung soge-
nannter Heat-not-Burn-Produkte vor. Zudem wird 
erstmalig eine Besteuerung auf Substanzen zum 
Konsum in E-Zigaretten erfolgen, unabhängig von 
einem eventuellen Nikotingehalt. Es wird eine Zu-
satzsteuer auf Wasserpfeifentabak eingeführt, die 
im Ergebnis eine Besteuerung in vergleichbarer 
Höhe zur Zigarette bewirkt. Daneben gibt es An-
passungen im Bereich der Mindeststeuer auf Ziga-
retten sowie bei Feinschnitt, Zigarren beziehungs-
weise Zigarillos und Pfeifentabak.

Moderne Besteuerung der 
unterschiedlichen Rauchprodukte

Um die Tabaksteuereinnahmen auch zukünftig zu 
verstetigen, wird das Tabaksteuermodell für Ziga-
retten und Feinschnitt ab dem 1. Januar 2022 fort-
geführt. Dieses Modell sieht, wie das Tabaksteuer-
modell der Jahre  2011 bis  2015, einen moderaten 

Anstieg der Tabaksteuer in mehreren Stufen vor. 
Dadurch soll eine stärkere Abwanderung von Kon-
sumentinnen und Konsumenten zu nicht im In-
land versteuerten und/oder illegalen Tabakwaren, 
beispielsweise aus Schmuggelaktivitäten oder 
durch Käufe auf dem sogenannten Schwarzmarkt, 
verhindert werden. Hierbei wird insbesondere der 
Bedeutung von Feinschnitttabak als Tabakware für 
preissensible Konsumentinnen und Konsumenten 
Rechnung getragen, indem eine gezielt geschaffene 
Steuer- und Preisdifferenz zu Zigaretten bestehen 
bleibt. Das Tabaksteuermodell dient der Steuerge-
rechtigkeit, ermöglicht eine angemessene Besteu-
erung des Niedrigpreissegments und schafft Pla-
nungssicherheit und Vorhersehbarkeit künftiger 
Tabaksteuereinnahmen. Zudem dient es einem 
Gleichgewicht zwischen dem Ziel konstanter Steu-
ereinnahmen und den Zielen im Bereich der öf-
fentlichen Gesundheit.

E-Zigaretten, in denen mithilfe eines elektroni-
schen Verdampfers Flüssigkeiten verdampft wer-
den, wurden bislang durch das Tabaksteuergesetz 
nicht erfasst und dementsprechend nicht besteu-
ert. Nunmehr sollen die zum Verdampfen verwen-
deten Flüssigkeiten, z.  B. eine Basis in Form von 
Glycerin, eventuell zugefügtes Nikotin sowie Aro-
men, der Besteuerung unterliegen. Diese Produkte 
werden entweder als sogenanntes fertiges Liquid 
oder als Komponenten zum Selbstmischen ange-
boten. Die Besteuerung richtet sich dabei nach der 
Menge der Flüssigkeiten in Millilitern, unabhän-
gig vom Nikotingehalt. E-Zigaretten sind ein Aus-
weichprodukt für klassische Zigaretten und bergen 
sowohl ein Sucht- als auch Gesundheitsgefähr-
dungspotenzial. Um diesem angemessen begegnen 
zu können, unterliegen diese Substanzen ab dem 
1. Juli 2022 ebenfalls der Besteuerung. Damit es in 
dieser jungen Branche nicht zu Marktverwerfun-
gen oder starken Ausweichbewegungen auf andere 
Märkte kommt, wurde hier ein späterer Zeitpunkt 
für den Beginn der Besteuerung gewählt, wel-
cher ausreichend Vorlauf zur Vorbereitung auf die 
neuen Bedingungen ermöglicht. Diese neu einge-
führte Besteuerung dient der Beachtung der Steu-
ergerechtigkeit durch die Erfassung dieses Subs-
titutionsprodukts als Steuergegenstand. Zudem 
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sichert sie durch die Anwendung eines sachgerech-
ten Steuertarifs die Erzielung von Steuermehrein-
nahmen und leistet somit ihren Beitrag zur Moder-
nisierung des Tabaksteuerrechts.

Erhitzter Tabak, also einzeln portionierte Tabak-
sticks zur Verwendung in elektrischen Geräten, 
wurde bislang ausschließlich wie Pfeifentabak be-
steuert. Aufgrund der Beschaffenheit der Tabak-
sticks handelt es sich um ein Substitutionsprodukt 
für Zigaretten. Die zusätzliche Besteuerung von er-
hitztem Tabak führt im Ergebnis dazu, dass diese 
zukünftig in Höhe von ungefähr 80  Prozent der 
auf Zigaretten liegenden Steuerlast besteuert wer-
den. Diese Besteuerung dient der Verringerung des 
Konsums von gesundheitsschädlichem Nikotin. 
Genau wie bei Zigaretten ist der Hauptzweck von 
erhitztem Tabak die Nikotinzufuhr. Erhitzter Tabak 
wird im Rahmen bestehender Nikotinabhängigkeit 
konsumiert und substituiert insofern die Zigarette.

Das Angebot an Wasserpfeifentabak nimmt ste-
tig zu, das Rauchen dieses Tabaks ist insbesondere 
in Shisha-Bars sehr verbreitet. Da Wasserpfeifenta-
bak im Regelfall stark aromatisiert ist, tritt hier der 
klassische Tabakgeschmack in den Hintergrund. 
Aus diesem Grund spricht Wasserpfeifentabak als 
geselliges Konsum-  und Gemeinschaftsprodukt 
insbesondere junge Menschen an.

Die gesundheitliche Gefahr durch Wasserpfeifenta-
bak ist jedoch nicht zu unterschätzen. Aufgrund der 
starken Aromatisierung nehmen die Konsumen-
tinnen und Konsumenten diese Gesundheitsge-
fährdung oftmals nicht oder nur in geringem Maße 
wahr. Beim Rauchen von Wasserpfeifentabak wird 
ähnlich viel oder auch mehr Nikotin als beim Rau-
chen einer klassischen Zigarette aufgenommen.

Durch den bisher geltenden niedrigeren Steu-
ertarif für Pfeifentabak kann Wasserpfeifentabak 
zu Preisen angeboten werden, welche die oftmals 
eher preissensiblen jungen Menschen regelmä-
ßig nicht abschrecken und somit auch nicht vom 

gesundheitsgefährdenden Konsum abhalten. Mit 
der Einführung einer Zusatzsteuer auf Wasserpfei-
fentabak wird gezielt an diesem Punkt angesetzt 
und ein entsprechender Lenkungszweck verfolgt. 
Der Konsum von Wasserpfeifentabak soll gerade 
auch für junge Menschen unattraktiver gemacht 
werden, um der Gesundheitsgefahr und dem Niko-
tinabhängigkeitspotenzial von Wasserpfeifentabak 
entgegenzuwirken. Dies trägt zu einem erhöhten 
Jugend- und Gesundheitsschutz bei und berück-
sichtigt in angemessener Weise die gesundheits-
schädigenden Aspekte des Wasserpfeifenkonsums.

Aktualisierung der europä-
ischen Tabaksteuerrichtlinie

Das aktuelle Regelwerk der  EU zur Tabaksteuer 
ist die Richtlinie  2011/64/EU des Rates vom 
21.  Juni  2011 (sogenannte Tabaksteuerrichtlinie). 
In der Tabaksteuerrichtlinie sind die EU-Vorschrif-
ten für die Besteuerung von Tabakwaren und ins-
besondere die Struktur und die Mindeststeuer-
sätze festgelegt. Die Vorschrift soll das reibungslose 
Funktionieren des Binnenmarkts und gleichzeitig 
ein hohes Gesundheitsschutzniveau gewährleisten 
und zur Bekämpfung von Steuerbetrug, Steuerhin-
terziehung und rechtswidrigem grenzüberschrei-
tendem Einkauf beitragen. Mit einem im Jahr 2020 
durch die Europäische Kommission vorgeleg-
ten Evaluierungsbericht zur geltenden Tabaksteu-
errichtlinie wurden Defizite in der Struktur und 
bei den Mindeststeuersätzen für Tabakwaren so-
wie eine fehlende Harmonisierung bei neuartigen 
Rauchprodukten aufgezeigt. Diese Defizite machen 
eine Überarbeitung der zehn Jahre alten Tabaksteu-
errichtlinie notwendig. Alle Mitgliedstaaten messen 
der harmonisierten Besteuerung neuer Rauch- und 
Tabakprodukte bei der Überarbeitung der Tabak-
steuerrichtlinie eine große Bedeutung zu. Gleiches 
gilt für einen verbesserten Gesundheitsschutz im 
Zusammenhang mit dem Tabak-  und Rauchkon-
sum, der neben nachhaltigen Steuereinnahmen 
ein wesentliches Ziel der Richtlinienüberarbeitung 
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sein wird. Die EU-Kommission plant aktuell, vo-
raussichtlich im 4. Quartal dieses Jahres, den Mit-
gliedstaaten einen entsprechenden Legislativvor-
schlag vorzulegen. Eine öffentliche Konsultation 
hierzu hat die Kommission bereits durchgeführt 
und den unterschiedlichen Stakeholdern die Mög-
lichkeit zur Stellungnahme ermöglicht. Die Über-
arbeitung der Richtlinie wird eine längere Zeit in 
Anspruch nehmen, die Deutschland mit dem Ta-
baksteuermodernisierungsgesetz überbrückt. Bei 
den Verhandlungen auf Ebene der  EU wird sich 
Deutschland aktiv einbringen. Über die Inhalte des 
Tabaksteuermodernisierungsgesetzes hinaus wer-
den sich die Überlegungen und Verhandlungen 
auch auf die steuerliche Behandlung von Rohtabak 
sowie bestimmter rauchloser Tabakerzeugnisse wie 
Kau- und Schnupftabak erstrecken.

Schutz der Gesundheit

Das Gesetz bezweckt zudem einen besseren Ge-
sundheitsschutz. Nicht nur die klassischen Ta-
bakwaren wie Zigaretten, Feinschnitt, Zigarren, 
Zigarillos oder auch Pfeifentabak bergen Gesund-
heitsrisiken. Auch die neuartigen Rauchprodukte 
wie E-Zigaretten und erhitzter Tabak sind keine 
harmlosen Genussprodukte, sondern bergen eine 
Gefährdung der Gesundheit der Konsumentinnen 
und Konsumenten. Dem wird durch eine ange-
passte, höhere Besteuerung begegnet, die die Pro-
dukte verteuert und so die Hemmschwelle zum 
Konsum der Produkte erhöht. Gerade neuartige 
Produkte, aber auch Wasserpfeifentabak, können 
nicht nur Umstiegs-, sondern auch Einstiegspro-
dukte für den Tabakkonsum sein. Durch eine ange-
messene Besteuerung soll ein Anreiz zum Ausstieg 
aus dem Tabakkonsum geschaffen oder im bes-
ten Fall bereits der Einstieg in den Konsum von Ta-
bakwaren und sonstigen gesundheitsschädlichen 
Rauch- und Dampfprodukten verhindert werden.

Tabaksteuereinnahmen

Für die Jahre 2022 bis 2026 ergeben sich 
bei Umsetzung des Tabaksteuermoderni-
sierungsgesetzes prognostizierte Tabak-
steuermehreinnahmen in Höhe von rund 
14,5 Mrd. €.

Die prognostizierten Tabaksteuermehrein-
nahmen teilen sich wie folgt auf:

 ● Neuauflage des Tabaksteuermodells: ins-
gesamt rund 10 Mrd. €

 ● Einführung einer zusätzlichen Besteue-
rung auf erhitzten Tabak: insgesamt 
rund 1,5 Mrd. €

 ● Einführung einer zusätzlichen Besteue-
rung auf Wasserpfeifentabak: insgesamt 
rund 2 Mrd. €

 ● Einführung der Besteuerung von Substi-
tuten zum Konsum in E-Zigaretten: ins-
gesamt rund 1 Mrd. €

Fazit

Das Tabaksteuermodernisierungsgesetz ist eine 
moderne zeitgerechte Regelung, die sowohl dem 
Gesundheitsschutz angemessen Rechnung trägt als 
auch der Sicherung der fiskalischen Interessen des 
Staates durch verstetigte Steuereinnahmen dient. 
Es ist bewusst schlank gehalten und sieht ange-
messene, durchdachte Steueranpassungen vor. Da-
durch werden Marktverwerfungen und Abwan-
derungsbewegungen in ausländische oder illegale 
Märkte verhindert. Es stellt eine tragfähige Brücke 
für die Zeit bis zu einer Aktualisierung der europäi-
schen Tabaksteuerrichtlinie dar.
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Einleitung

Am 15. Juni 2021 fand im BMF das zweite Föderale 
Forum statt. Das diesjährige Forum beschäftigte 
sich mit der Effizienz der Transferwege der Bundes-
hilfen an die Länder und Kommunen.

Zu Beginn der Veranstaltung stellte Staatssekre-
tär Dr.  Rolf  Bösinger zunächst die Herausforde-
rungen dar, die sich für den Bund hinsichtlich der 
Effizienz der ihm zur Verfügung stehenden Trans-
ferwege ergeben. Prof.  Thomas  Lenk untersuchte 
im Anschluss die Effizienz der bestehenden Trans-
ferwege. Danach diskutierten Vertreterinnen und 
Vertreter des Bundes, der Länder, der Kommunen 
und der Wissenschaft darüber, wie die Transfer-
wege zukünftig zielgerichteter und effizienter ge-
staltet werden können.

Problemaufriss zur 
Veranstaltung

Staatssekretär Dr. Bösinger verdeutlichte in seiner 
Begrüßungsrede das Ziel der Veranstaltung. Es sei 
zu diskutieren, wie dem in der Praxis zunehmend 
festzustellenden politischen Bedürfnis, die Länder 
und Kommunen bei einzelnen Themen von ge-
samtstaatlichem Interesse zielgerichtet zu unter-
stützen, instrumentell effizient und effektiv Rech-
nung getragen werden könne.

Grundgesetzlich würden dem Bund zur zweckbe-
zogenen Finanzierung von gesamtstaatlich bedeut-
samen Aufgaben oder bundesgesetzlich veranlass-
ten Finanzierungslasten nur sehr eingeschränkt 
Transferwege mit unterschiedlichen Verteilungs-
wirkungen zur Verfügung stehen. Zu nennen seien 
hier vor allem die verfassungsrechtlich geregel-
ten Gemeinschaftsaufgaben, die Möglichkeit zur 
Gewährung von Finanzhilfen für bedeutsame In-
vestitionen der Länder und Kommunen sowie die 
Möglichkeit zur Übernahme der Kosten von Geld-
leistungsgesetzen des Bundes, die von den Ländern 
ausgeführt werden.

Föderales Forum

 ● Am 15. Juni 2021 hat das diesjährige Föderale Forum des BMF in digitaler Form stattgefunden.

 ● Staatssekretär Dr. Rolf Bösinger diskutierte mit Vertreterinnen und Vertretern des Bundestags, 
der Länder, der Kommunen und der Wissenschaft über föderale Themen.

 ● Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand die Effizienz der Transferwege der Bundeshilfen an die 
Länder und die Kommunen.

 ● Die Veranstaltung wurde eingeleitet mit einem Vortrag von Prof. Thomas Lenk zur Effizienz 
der bestehenden Transferkanäle aus wissenschaftlicher Sicht. In der anschließenden Diskussi-
on stellten die Diskutierenden die Anforderungen an die zukünftige Ausgestaltung effizienter 
Transferwege aus ihrer jeweiligen Sicht dar und diskutierten die Ansätze miteinander.
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Aufgrund der nur eingeschränkt bestehenden 
Transferwege sei es in der Vergangenheit jedoch 
zum Teil zu praktischen Problemen bei Bundeshil-
fen gekommen. In diesem Zusammenhang verwies 
Staatssekretär Dr. Bösinger auf die in den vergange-
nen Jahren wiederholt erhöhte Quote der Bundes-
beteiligung an den Kosten der Unterkunft und Hei-
zung (KdU). Die Erhöhungen hätten nicht allein der 
Entlastung der Kommunen von den KdU gedient, 
sondern auch davon abweichende Kosten der Län-
der wie z. B. die Bedarfe für Bildung und Teilhabe 
berücksichtigt. Zudem werde dieses Instrument  – 
in Ermangelung anderer Transferwege – vom Bund 
vermehrt genutzt, um die Kommunen allgemein fi-
nanziell zu entlasten beziehungsweise deren Inves-
titionskraft zu stärken. Zahlungen im Rahmen der 
KdU würden im Vergleich zu anderen bestehenden 
Transferwegen eine stärkere Fokusierung der Bun-
deshilfen auf strukturschwache Kommunen zu-
lassen. Dieser Transferweg stoße jedoch durch die 
grundgesetzlichen Bestimmungen zur Bundesauf-
tragsverwaltung an seine Grenzen, da der Bund die 
Kommunen z.  B. im Rahmen der Flüchtlingskrise 
zusätzlich vollständig von ihren flüchtlingsbezo-
genen KdU entlastet habe. Ab einer Bundesbeteili-
gung von 75 Prozent würden die Länder das Gesetz 
im Auftrag des Bundes ausführen.

Zur Vermeidung des Eintritts einer Bundesauftrags-
verwaltung wurde laut Staatssekretär Dr.  Bösinger 
bei der jährlichen Entlastung der Kommunen in 
Höhe von 5 Mrd. € seit dem Jahr 2018 ein deutlich 
höherer Anteil über den Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer und ein geringerer Anteil über die 
KdU entlastet als ursprünglich intendiert. Wegen 
des wirtschaftskraftbezogenen Verteilungsschlüs-
sels des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer sei 
gerade dieser Weg mitunter problematisch, da er 
die bestehenden Disparitäten der kommunalen Fi-
nanzlage verstärke. Hier könne eine Reform der 
Kommunaleinnahmenstruktur diskutiert werden.

Darüber hinaus werde zunehmend der Weg einer 
Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Länder über 
Festbeträge gewählt, um den Ländern die Erfüllung 
der aus gesamtstaatlicher Sicht erforderlichen Auf-
gaben zu ermöglichen. Hierbei habe der Bund aber 

keine Möglichkeit, die Umsetzung der vereinbarten 
Maßnahmen verbindlich vorzugeben und entspre-
chende Nachweise zu verlangen. Darüber hinaus 
sei eine auf konkrete Bedarfe zugeschnittene Ver-
teilung der Mittel auf die Länder verfassungsrecht-
lich nicht möglich.

Vortrag zur Effizienz der 
bestehenden Transferwege

Prof.  Lenk, Leiter des Instituts für öffentliche Fi-
nanzen und Public  Management an der Univer-
sität  Leipzig, Herausgeber des Jahrbuches für öf-
fentliche Finanzen und Mitglied im Beirat des 
Stabilitätsrats, sprach über das Thema „Wie sollte 
sich ein effizienter Transferweg darstellen? Wie 
sind die aktuellen Transferwege zu beurteilen?“1

Die zahlreichen Änderungen des Grundgesetzes 
(GG) im Abschnitt des Finanzwesens in den ver-
gangenen Jahren zeigen laut Prof. Lenk die Bedeu-
tung des Themas der effizienten Transferwege auf. 
So müsse die Frage gestellt werden, ob die gültige 
Finanzverfassung den aktuellen bundesstaatlichen 
Herausforderungen anzupassen sei. Prof.  Lenk 
legte den Schwerpunkt seiner Ausführungen auf 
die kommunale Situation. Die Finanzausstattung 
der Kommunen liege zwar in der Zuständigkeit der 
Länder, aber wie könnte eine zusätzliche Unter-
stützung durch den Bund effizient erfolgen?

Generell sei die Steuerverteilung zwischen den Ge-
bietskörperschaften festgelegt. Änderten sich die 
Aufgabenverteilung und dadurch auch die Aus-
gabenvolumina, so sehe das Grundgesetz vor, die 
Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Län-
dern entsprechend den sogenannten Deckungs-
quoten anzupassen. Funktioniere diese Vorgehens-
weise gut, könne über die Steuerzuordnung zu den 
Gebietskörperschaften eine Ausführungskonnexi-
tät hergestellt werden, d. h. die Ebene, die für eine 

1 Prof. Thomas Lenk, „Effiziente Transferwege der Bundesmittel 
im föderalen Gefüge“, abrufbar unter: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210721
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Aufgabe zuständig sei, sei auch für deren Finanzie-
rung verantwortlich.

Mit Blick auf die Kommunen dokumentierte 
Prof.  Lenk die Entwicklung der gemeindlichen 
Steuereinnahmen und ging dabei insbesondere auf 
den in den vergangenen Jahren signifikant gestie-
genen Gemeindeanteil am Aufkommen der Um-
satzsteuer ein. Trotz dieser Entwicklung, die sich 
durch zusätzliche Bundeshilfen an die Kommunen 
begründet, sieht er die Finanzlage der Kommunen 
als unzureichend an. Dies leitete er aus dem Inves-
titions-  und Ausgabeverhalten der Kommunen in 
den letzten Jahren ab, welches er auf Basis der Ent-
wicklung der aus VGR-Daten2 konstruierten kom-
munalen Nettoinvestitionen als unzureichend er-
achtet. Zudem dokumentierte Prof. Lenk in seinem 
Vortrag die Entwicklung ausgewählter Ausgabepo-
sitionen auf der kommunalen Ebene und arbeitete 
dabei insbesondere heraus, dass sich ein erhebli-
cher Anteil der kommunalen Ausgabendynamik 
durch Zuwächse der Bruttosozialausgaben erklä-
ren lässt.

Entsprechend der thematischen Zielsetzung des 
Föderalen Forums bewertete Prof.  Lenk im wei-
teren Verlauf seines Vortrags ausgewählte Trans-
ferwege der Bundeshilfen an die Kommunen hin-
sichtlich der Kriterien Transparenz, Effizienz und 
Zielgenauigkeit.

Im Ergebnis ordnete er den Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer insbesondere hinsichtlich der 
Kriterien Effizienz und Zielgenauigkeit als geeig-
neten Transferweg für Bundesmittel an die Kom-
munen ein. Allerdings plädierte Prof. Lenk hier für 
eine Anpassung der Verteilungskriterien des Ge-
meindeanteils an der Umsatzsteuer, die bislang 
nach Art. 106 Abs. 5a GG auf der Grundlage eines 
orts-  und wirtschaftskraftbezogenen Schlüssels 
basierten. So sollten zukünftig sozioökonomische 
Merkmale in die Berechnung des Verteilungs-
schlüssels aufgenommen werden, um die Ge-
samtlage der Gemeinden aufgabenorientierter zu 

2 VGR steht für die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung.

steuern. Die Beteiligung des Bundes an den Aus-
gaben der Kommunen im Rahmen von Geldleis-
tungsgesetzen ordnete Prof.  Lenk insbesondere 
hinsichtlich der Zielgenauigkeit als guten Trans-
ferweg ein. Direkte Finanzhilfen hingegen sollten 
als Transferwege trotz ihrer hohen Transparenz im 
Volumen eher gesenkt werden, da hier Fehlanreize 
vorliegen würden. Auch würden nach Ansicht von 
Prof.  Lenk zunehmende Finanzhilfen des Bundes 
die kommunale Selbstbestimmung und die Staats-
qualität der Länder aufweichen.

In seinem Fazit warb Prof.  Lenk dafür, die Aufga-
benverteilung zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen regelmäßig zu überprüfen. Hinsichtlich der 
Normierung der gerechten Verteilungsmaßstäbe 
existierten gute Maßstäbe wie die Steuerzuord-
nung nach dem örtlichen Aufkommen, die Anreize 
zur Steuererhebung setze, und die Einwohner-
zahl, die einen allgemeinen Bedarfsindikator dar-
stelle. Allerdings sollte hier eine Ergänzung durch 
wenige weitere Bedarfsindikatoren erfolgen, um 
zur Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
beizutragen.

Diskussion zur zukünftigen 
Ausgestaltung effizienter 
Transferwege

Die Diskussion wurde von Prof.  Marcel Thum, 
dem Vorsitzenden des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium der Finanzen, mode-
riert. An der Diskussion nahmen, neben Prof. Lenk 
und Staatssekretär Dr.  Bösinger, MdB3 Bernhard 
Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion, Prof.  Dörte Diemert, 
Stadtkämmerin der Stadt Köln, Dr. Andreas Dressel, 
Finanzsenator der Freien und Hansestadt  Ham-
burg, MdB  Christian Haase, kommunalpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 
Peter Strobel, Minister für Finanzen und Europa 
sowie Minister der Justiz im Saarland, teil.

3 MdB steht für Mitglied des Deutschen Bundestages.
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Die Diskussion „Wie können Transferwege zukünf-
tig effizienter gestaltet werden?“ startete mit ei-
ner Bestandsaufnahme der aktuellen Situation der 
Transferwege der Bundeshilfen zu den Ländern 
und Kommunen und thematisierte auch Best-
Case- und Worst-Case-Beispiele.

Die Diskutierenden waren sich einig, dass die um-
fangreichen Bundeshilfen an die Länder und Kom-
munen in den vergangenen Jahren notwendig ge-
wesen waren, da hiermit gesamtgesellschaftlich 
wichtige Investitionen in den Bereichen Bildung, 
sozialer Wohnungsbau und im öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) angestoßen und finanziert 
werden konnten.

Die Länder- und Kommunalvertreterinnen und 
-vertreter brachten an, dass die finanzielle Situa-
tion der Kommunen aktuell nicht zufriedenstel-
lend sei. Daher sei auch zukünftig deren Unter-
stützung notwendig. Es bestehe auf kommunaler 
Ebene ein Investitionsnachholbedarf, insbesondere 
in den Bereichen Klima, Digitalisierung, Straßen-
bau und Schule. Allerdings müsse die Unterstüt-
zung bedarfsgerecht, schnell und bürokratiearm 
sein.

Die Unterstützung des Bundes für die Kommunen 
habe aus gesamtstaatlicher Sicht wesentliche Pro-
bleme adressiert, solle nach Bundessicht aber eine 
Ausnahme bleiben, da nach der Finanzverfassung 
die finanzielle Ausstattung der Kommunen Auf-
gabe der Länder sei. So habe zur Entlastung der 
Kommunen das GG immer wieder angepasst wer-
den müssen. Zudem sei es das Kennzeichen und die 
Stärke des Föderalismus, dass Probleme vor Ort ge-
löst werden könnten.

Im Anschluss an diese generellen Themen entwi-
ckelte sich im weiteren Verlauf eine Diskussion 
hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung von Un-
terstützungsleistungen des Bundes.

So wurde von den Ländervertretern bemängelt, dass 
der Bund bei seinen Unterstützungsmaßnahmen 

oft nur eine Anschubfinanzierung leiste und Fol-
gekosten sowie die Kosten für das zusätzlich be-
nötigte Personal bei den Ländern und Kommunen 
verblieben. Als Beispiele wurden hier das „Gute-Ki-
ta-Gesetz“ sowie der „Pakt für den Rechtsstaat“ be-
nannt. Auch müsse berücksichtigt werden, dass 
hier bundespolitische Interessen öffentlichkeits-
wirksam forciert würden, die in die Länderkom-
petenzen (beispielsweise in den Bereichen Bildung 
und Justiz) eingriffen. Die Vertreter des Bundes 
hielten dem entgegen, dass es sich bei den geför-
derten Projekten vielfach um politisch und ge-
sellschaftlich gewünschte Vorhaben von bundes-
weiter Bedeutung handele, bei deren Konzeption 
Vertreter der Länder auf politischer Ebene oftmals 
maßgeblich beteiligt gewesen seien. Die Finanzie-
rung dieser Aufgaben obliege im Sinne der verfas-
sungsrechtlichen Ausführungskonnexität daher 
den Ländern. Zudem sei hier anzumerken, dass die 
Länder mit der Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen ab dem Jahr 2020 massiv finan-
ziell gestärkt worden seien. Hinsichtlich der entste-
henden Finanzierungsfolgelasten der Kommunen 
sei es verfassungsrechtlich Aufgabe der Länder, 
entsprechende Finanzmittel an ihre Kommunen 
weiterzugeben.

Ausführungs- und Entscheidungskonnexität 
Konnexität ist ein Prinzip im Staatsrecht, 
das bestimmt, welche Gebietskörperschaft 
die Ausgabenverantwortung für eine staatli-
che Aufgabe trägt. Bei der Ausführungskon-
nexität ist die Finanzierungsverantwortung 
an die Durchführungskompetenz gekoppelt, 
d. h., es trägt diejenige Gebietskörperschaft 
die Ausgabelast, die für die Wahrnehmung 
der Aufgabe zuständig ist. Dieses Prinzip gilt 
im Verhältnis zwischen Bund und Ländern. 
Die Entscheidungskonnexität bedeutet, dass 
die Finanzierungsverantwortung mit der Ent-
scheidungskompetenz verknüpft wird. Daher 
muss hier die Gebietskörperschaft die Aus-
gabelast tragen, die die Aufgabe – gesetzlich 
oder untergesetzlich – regelt.
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Ein anderes Thema der Diskussion waren die bü-
rokratischen Anforderungen, welche die Finanzhil-
fen des Bundes zum Teil insbesondere an die kom-
munale Ebene stellen. Anhand konkreter Beispiele 
wie dem „DigitalPakt Schule“ oder dem „Kommu-
nalinvestitionsförderungsfonds“ wurde vonsei-
ten der Länder berichtet, dass es aufgrund fehlen-
der Planungskapazitäten insbesondere in kleinen 
und finanzschwachen Kommunen Probleme dabei 
gebe, die geltenden Förderkriterien zu erfüllen. Aus 
kommunaler Sicht wurden jedoch gerade die Pro-
gramme nach dem Kommunalinvestitionsgesetz 
als Positivbeispiel für eine „gut funktionierende“ 
Finanzhilfe hervorgehoben. Aus Sicht des Bundes 
wurde in der Diskussion angeführt, dass der Bund 
eine gewisse Kontrolle über seine zur Verfügung 
gestellten Mittel behalten müsse. Hierfür müssten 
die Voraussetzungen trotz Entbürokratisierung er-
halten werden. Die Vertreter des Bundes zeigten 
sich offen dafür, dass Bund und Länder die Mög-
lichkeiten prüfen könnten, um die bürokratischen 
Anforderungen zu senken und die Kommunen in 
ihren Planungsvorhaben zu unterstützen.

Einigkeit bestand darüber, dass die Verantwortung 
für öffentliche Aufgaben den einzelnen Gebiets-
körperschaften zuzuordnen sein müsse. Die Bürge-
rinnen und Bürger müssten erkennen können, wer 
z.  B. für die Kinderbetreuungseinrichtungen zu-
ständig sei.

Ein gutes und aktuelles Beispiel für die Unter-
stützung der Kommunen durch den Bund sei die 
Kompensation der Gewerbesteuereinnahmen 
der Kommunen, da hier die Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie sehr zeitnah und zielgenau 
abgefedert worden seien. Begrüßt wurde auch, dass 
der Bund die Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung vollständig und die KdU bis zu 
74 Prozent übernommen habe, da die Kommunen 
hier mit gesamtgesellschaftlichen Aufgaben belas-
tet seien. Auch würden hier insbesondere struktur-
schwache Kommunen entlastet werden.

Fazit

Die Bundesregierung hat die Länder und Kommu-
nen in den vergangenen Jahren umfangreich un-
terstützt. Da die Unterstützung auch konkret an die 
kommunale Ebene adressiert war, musste für deren 
Realisierung wiederholt das GG angepasst werden.

Zu der insgesamt sehr guten Finanzsituation der 
Länder und Kommunen vor der Corona-Pandemie 
hat der Bund in den vergangenen Jahren erheblich 
beigetragen. So konnten in vielen Bereichen Pro-
jekte umgesetzt werden wie z.  B. im sozialen Be-
reich, im Bildungsbereich, im ÖPNV oder im sozi-
alen Wohnungsbau.

Im zweistufigen Staatsaufbau sind und bleiben die 
Länder für eine aufgabengerechte Finanzausstat-
tung ihrer Kommunen verantwortlich. Allerdings 
hat der Bund in den vergangenen Jahren zusätz-
liche Mittel für wichtige kommunale Belange mit 
gesamtstaatlicher Bedeutung bereitgestellt und 
sich insoweit zu seiner Mitverantwortung für die 
Kommunalfinanzen bekannt. Dabei ist auch zu 
beachten, dass trotz der insgesamt positiven Ent-
wicklung der Kommunalfinanzen weiterhin be-
trächtliche finanzielle Disparitäten zwischen den 
Kommunen bestehen. Daher steht nach wie vor die 
Altschuldenproblematik der Kommunen auf der 
politischen Agenda.

Der Austausch im Rahmen des Föderalen Forums 
hat einmal mehr gezeigt, dass dem Bund zur fi-
nanziellen Unterstützung der Länder und Kom-
munen Transferwege nur eingeschränkt und mit 
unterschiedlichen, nicht immer passenden Vertei-
lungswirkungen zur Verfügung stehen, sodass Re-
formüberlegungen auch mit Blick auf die Struk-
tur der Kommunaleinnahmen durchaus angestellt 
werden könnten. Prof. Lenk arbeitete im Rahmen 
seines Vortrages insbesondere die Verteilungs-
kriterien des Gemeindeanteils an der Umsatz-
steuer als reformwürdig heraus. Im Hinblick auf 
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das Ziel einer möglichst unbürokratischen Mittel-
zuweisung muss bei zweckgebundenen Finanzhil-
fen bedacht werden, dass der Bund die Möglich-
keit haben muss, die Umsetzung der vereinbarten 
Maßnahmen verbindlich vorzugeben und entspre-
chende Nachweise zu verlangen. Um es insbeson-
dere strukturschwachen Kommunen zu ermög-
lichen, die Investitionsförderungen schnell und 
wirksam zu nutzen, sollten Beratungsangebote für 
Kommunen zur Inanspruchnahme von Förderpro-
grammen angedacht werden.

Insgesamt bestand bei der Diskussion im Rahmen 
des Föderalen Forums Einigkeit darüber, dass die 
Verantwortung für öffentliche Aufgaben für die 
Bürgerinnen und Bürger wieder transparenter wer-
den müsse. So betonte Staatssekretär Dr. Bösinger 
in seinem Schlusswort, dass die Vielzahl der in-
nerstaatlichen Transfers die föderale Kompetenz-
regelung grundsätzlich nicht infrage stellen dürfe. 
Eine Stärke des Föderalismus sei es, dass Probleme 
vor Ort gelöst werden. Dies sollte auch so bleiben.

27



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juli 2021

28

Rechtsweg in Steuersachen

Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes besagt, dass allen 
Steuerpflichtigen der Weg zu den Gerichten offen-
steht, die meinen, durch den Staat in ihren Rech-
ten verletzt zu sein (z. B. durch einen fehlerhaften 
Steuerbescheid).

Grundsätzlich können die Finanzgerichte nicht 
unmittelbar angerufen werden. Vielmehr ist im Re-
gelfall zunächst Einspruch bei der Finanzbehörde 
einzulegen. Hierdurch wird der Verwaltung Ge-
legenheit gegeben, den Steuerfall noch einmal zu 
überprüfen, bevor sich das Gericht mit der Ange-
legenheit befasst. Die meisten Rechtsstreitigkei-
ten erledigen sich bereits im Einspruchsverfahren, 
das somit eine hohe „Filterwirkung“ hat (mehr s. u. 
„Statistik zur Klageerhebung“).

Einspruch 
Die gesetzlichen Grundlagen für das Ein-
spruchsverfahren ergeben sich aus den 
§§ 347 bis 367 der Abgabenordnung (AO). 
Darüber hinaus enthält der Anwendungs-
erlass zur Abgabenordnung (AEAO) hier-
zu entsprechende Verwaltungsanweisungen, 
die die Finanzbehörden binden.

Statistik über die Einspruchsbearbeitung in 
den Finanzämtern

 ● Die Statistiken über die Einspruchsbearbeitung in den Finanzämtern bestätigen die nach wie vor 
hohe Filterwirkung des außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahrens nach der Abgabenordnung. 
Nur etwa 2 Prozent der erledigten Einsprüche führen zu einer Klage.

 ● Im gesamten Berichtszeitraum konnten streitige Punkte und offene Fragen zu einem überwie-
genden Teil im Einspruchsverfahren geklärt werden, was sich im hohen Teil der Abhilfen und Zu-
rücknahmen widerspiegelt. Nur bei 13 Prozent der Einsprüche bedurfte es im Kalenderjahr 2020 
einer Einspruchsentscheidung.
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Statistiken zur 
Einspruchsbearbeitung

Gegenstand der 
Einspruchsstatistiken

Das BMF erstellt jährlich eine Einspruchsstatistik 
und veröffentlicht sie auf seiner Internetseite. Da-
rüber hinaus hat das BMF in verschiedenen Mo-
natsberichten die Statistikdaten für die Jahre 2009 
bis  2019 veröffentlicht.1 Diese Statistiken erfas-
sen allerdings nur die bei den Finanzämtern ein-
gegangenen Einsprüche, nicht aber Einsprüche, 
die bei anderen Finanzbehörden erhoben werden, 
insbesondere

 ● beim Bundeszentralamt für Steuern,

 ● bei den Familienkassen und

 ● bei den Behörden der Zollverwaltung.

Früher wurden Abgaben und Übernahmen von 
Einsprüchen zwischen den Ländern in der Statis-
tik saldierend bei den Eingängen sowie sonstige 

1 Zuletzt im Monatsbericht November 2020 für das Jahr 2019. 
Der Monatsbericht ist abrufbar unter: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210731

Bestandskorrekturen (z.  B. nach Aufdecken feh-
lerhafter Einträge in den Rechtsbehelfslisten) 
entweder ebenfalls saldierend bei den Eingän-
gen oder durch eine Anpassung des Anfangsbe-
stands berücksichtigt. Seit dem Jahr  2013 enthält 
die Einspruchsstatistik die Rubrik „Saldo aus Über-
nahmen, Abgaben, Storni und sonstigen Bestands-
korrekturen“. „Abgaben“ können nicht nur darauf 
beruhen, dass sich die örtliche Zuständigkeit des 
Finanzamts (z. B. durch einen Wechsel des Wohn-
sitzes oder des Orts der Geschäftsleitung) geändert 
hat, sondern auch auf einem Wechsel der sachli-
chen Zuständigkeit.

Wie bereits in den Vorjahren enthält die Position 
„sonstige Bestandskorrekturen“ auch im Jahr 2020 
solche Korrekturen, die aufgrund der Vereinheit-
lichung der Datenhaltung und der automations-
unterstützten Bearbeitung von Rechtsbehelfen in 
mehreren Ländern erforderlich gewesen sind.

Unter der Erledigungsart „Auf andere Weise“ wer-
den z. B. Verfahren erfasst, in denen sich eine ange-
fochtene Außenprüfungsanordnung vor einer Ent-
scheidung über den Einspruch mit Beendigung der 
Außenprüfung erledigt hat, sowie Fälle, in denen 
sich ein mit einem Einspruch beantragter Lohn-
steuer-Freibetrag (§  39a  Einkommensteuergesetz) 
im Lohnsteuerabzugsverfahren nicht mehr aus-
wirken kann.
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Einspruchsstatistiken der 
Jahre 2016 bis 2020

Für die vergangenen fünf Jahre hat das BMF die in 
der Tabelle 1 gezeigten Daten veröffentlicht.

Eingegangene Einsprüche 

Nachdem die Zahl der eingelegten Einsprüche in 
den Jahren  2018 und  2019 auf rund 3,5  Mio.  Ein-
sprüche gestiegen war, sank sie im Kalender-
jahr  2020 wieder auf rund 3,3  Mio.  Einsprüche.

Mangels Informationen darüber, wie viele Ver-
waltungsakte die Finanzämter jährlich erlassen, 
ist dem BMF nicht bekannt, wie häufig gegen die 
von den Finanzämtern erlassenen Steuerbescheide 
Einspruch eingelegt wird. Mit dem Einspruch kön-
nen nicht nur Steuerbescheide angefochten wer-
den, sondern auch sonstige Verwaltungsakte, wie 
z.  B. die Ablehnung einer Stundung, eines Steuer-
erlasses oder einer Aussetzung der Vollziehung, die 
Anordnung einer Außenprüfung, die Festsetzung 
eines Verspätungszuschlags oder eine Pfändung. 
Daten hierzu liegen dem BMF ebenfalls nicht vor.

2016 2017 2018 20191 2020

Gesamt
Anteil 
in % Gesamt

Anteil 
in % Gesamt

Anteil 
in % Gesamt

Anteil 
in % Gesamt

Anteil 
in %

Unerledigte Einsprüche am 
1. Januar des Jahres

2.551.162 - 2.397.750 - 2.272.125 - 2.357.392 - 2.465.476 -

Eingegangene Einsprüche 3.322.249 - 3.245.945 - 3.389.956 - 3.454.549 - 3.336.237 -

Veränderung gegenüber Vorjahr 
(in %)

-3,9 - -2,3 - 4,4 - 1,9 - -3,4 -

Erledigte Einsprüche 3.428.875 - 3.345.773 - 3.253.785 - 3.184.123 - 3.152.647 -

Veränderung gegenüber Vorjahr 
(in %)

-9,0 - -2,4 - -2,7 - -2,1 - -1,0 -

davon erledigt durch:

Rücknahme des Einspruchs 769.897 22,5 740.490 22,1 691.571 21,3 632.129 19,8 628.524 19,9

Abhilfe 2.175.785 63,5 2.142.166 64,0 2.094.146 64,4 2.087.955 65,6 2.081.518 66,0

Einspruchsentscheidung 452.238 13,2 433.640 13,0 430.173 13,2 423.097 13,3 409.261 13,0

Teil-Einspruchsentscheidung 18.671 0,5 15.092 0,5 19.578 0,6 21.248 0,7 15.691 0,5

Auf andere Weise 12.284 0,4 14.385 0,4 18.317 0,6 19.694 0,6 17.653 0,6

Saldo aus Übernahmen, 
Abgaben, Storni und sonstigen 
Bestandskorrekturen

-46.786 - -25.827 - -50.904 - -162.342 - 84.991 -

Unerledigte Einsprüche am 
31. Dezember des Jahres

2.397.750 - 2.272.125 - 2.357.392 - 2.465.476 - 2.734.057 -

Veränderung gegenüber Vorjahr 
(in %)

-6,0 - -5,2 - 3,8 - 4,6 - 10,9 -

1 Die Internetveröffentlichung des BMF „Statistik über die Einspruchsbearbeitung in den Finanzämtern im Jahr 2019“ wurde 
nachträglich zum Stand 4. Mai 2021 berichtigt. Diese Statistik gibt die berichtigten Daten wieder.

Quelle: Zusammenstellung der Daten durch das BMF auf Grundlage von Meldungen der obersten Finanzbehörden der Länder

Einspruchsstatistiken der Jahre 2016 bis 2020

Stand: 4. Mai 2021

Tabelle 1
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Statistik über die Einspruchsbearbeitung in den Finanzämtern

Erledigte Einsprüche

Die Zahl der im Jahr  2020 erledigten Einsprüche 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 1,0 Prozent 
vermindert.

Die Verteilung auf die Erledigungsarten „Rück-
nahme“, „Abhilfe“, „Einspruchsentscheidung“, 
„Teil-Einspruchsentscheidung“ und „Auf andere 
Weise“ (siehe „Gegenstand der Einspruchsstatistik“) 
ist weitgehend konstant. Die Erledigungsarten las-
sen aber nur bedingt Rückschlüsse darauf zu, wie 
häufig die mit dem Einspruch angefochtenen Be-
scheide fehlerhaft waren.

So beruhen Abhilfen (hierauf entfallen circa zwei 
Drittel der erledigten Einsprüche) häufig darauf, 
dass erst im Einspruchsverfahren Steuererklärun-
gen abgegeben oder steuerlich begünstigte Auf-
wendungen geltend gemacht oder belegt werden. 
Des Weiteren kann einem Einspruch abgehol-
fen werden, wenn die Steuerpflichtigen ihren ur-
sprünglichen Einspruchsantrag nach einer Erör-
terung mit dem Finanzamt eingeschränkt haben 
und das Finanzamt dem noch aufrecht erhaltenen 
Antrag stattgeben kann. Einsprüchen, die im Hin-
blick auf anhängige gerichtliche Musterverfahren 
eingelegt wurden, kann auch durch Aufnahme ei-
nes Vorläufigkeitsvermerks in den angefochtenen 
Steuerbescheid abgeholfen worden sein.

Die Rücknahme des Einspruchs (circa ein Fünftel 
der erledigten Einsprüche) deutet zunächst darauf 
hin, dass der angefochtene Bescheid fehlerfrei war 
und das Finanzamt Fragen zum Steuerbescheid mit 
den betreffenden Steuerpflichtigen im Einspruchs-
verfahren geklärt hat. Einer Einspruchsrücknahme 
kann aber auch ein Änderungsbescheid vorange-
gangen sein, der dem Antrag der Steuerpflichtigen 
teilweise entsprochen hat.

Auch in einer Einspruchsentscheidung (circa ein 
Zehntel der erledigten Einsprüche) kann dem An-
trag der Steuerpflichtigen teilweise entsprochen 
worden sein.

Teil-Einspruchsentscheidungen (§ 367 Abs. 2a AO) 
werden ebenfalls in der Statistik als Erledigungs-
fall behandelt. Die Verwaltung geht in diesen Fäl-
len davon aus, dass über den durch die Teil-Ein-
spruchsentscheidung nicht entschiedenen Teil des 
Einspruchs durch eine Allgemeinverfügung nach 
§  367  Abs.  2b  AO entschieden werden kann. Dies 
ist dann kein Erledigungsfall im Sinne der Statistik. 
Diese Zählweise ändert jedoch nichts daran, dass 
nach Erlass einer Teil-Einspruchsentscheidung das 
Einspruchsverfahren (wenn auch in beschränktem 
Umfang) weiter anhängig bleibt.

Anfangsbestand und Endbestand

Der Bestand der zum Ende des Jahres 2020 anhän-
gigen Einspruchsverfahren ist gegenüber dem Vor-
jahr relativ deutlich um rund 11 Prozent auf etwa 
2,7 Mio. Fälle angestiegen. Nicht alle diese Einsprü-
che waren jedoch auch „bearbeitungsreif“. Viel-
mehr waren von den vorgenannten zum Jahres-
wechsel anhängigen Einsprüchen

 ● zum 31. Dezember 2020 insgesamt 
1.543.711 Einspruchsverfahren,

 ● zum 31. Dezember 2019 insgesamt 
1.424.3252 Einspruchsverfahren,

 ● zum 31. Dezember 2018 insgesamt 
1.302.200 Einspruchsverfahren,

 ● zum 31. Dezember 2017 insgesamt 
1.181.811 Einspruchsverfahren und

 ● zum 31. Dezember 2016 insgesamt 
1.233.952 Einspruchsverfahren

nach § 363 Abs. 1 AO ausgesetzt oder ruhten gemäß 
§ 363 Abs. 2 AO. Die steigende Zahl der ruhenden 

2 Die Internetveröffentlichung des BMF „Statistik über die 
Einspruchsbearbeitung in den Finanzämtern im Jahr 2019“ 
wurde nachträglich zum Stand 4. Mai 2021 berichtigt. Diese 
Statistik gibt die berichtigten Daten wieder.
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oder ausgesetzten Verfahren ist häufig darauf zu-
rückzuführen, dass wegen einer für den einzelnen 
Steuerfall rechtserheblichen Frage noch ein Ge-
richtsverfahren geführt wird. Bis zur abschließen-
den Klärung der Rechtsfrage im Gerichtsverfahren 
kann die Entscheidung über den Einspruch dann 
zurückgestellt werden.

Statistik zur Klageerhebung

Die Zahl der gegen die Finanzämter erhobenen Kla-
gen ist im Jahr 2020 gegenüber dem Vorjahr deut-
lich um 8,7  Prozent auf 59.774  Klagen gesunken. 
Im Vergleich zu den insgesamt im Jahr 2020 durch 
die Finanzämter erledigten Einsprüchen entspricht 
dies einer Klagequote von etwa 1,9 Prozent.

Bei einem Vergleich mit der vom Statistischen Bun-
desamt erstellten Statistik der Finanzgerichte3 ist zu 
beachten, dass diese auch Klagen erfasst, die nicht 
gegen die Finanzämter, sondern gegen andere Fi-
nanzbehörden gerichtet sind (s. o.). Außerdem sind 
die Zählweisen nicht identisch. Für die Einspruchs- 
und Klagestatistik der Finanzämter ist maßgebend, 
wie viele Verwaltungsakte ein Einspruch betrifft. In 
der Statistik der Finanzgerichte wird eine Klage, die 
sich gegen mehrere Verwaltungsakte richtet (z.  B. 
eine Klage gegen einen aufgrund einer Außenprü-
fung ergehenden Änderungsbescheid für mehrere 
Veranlagungszeiträume) dagegen nur als ein Fall 
gezählt.

3 Abrufbar unter:  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210733

2016 2017 2018 20191 2020

Zahl der erhobenen Klagen 61.018 60.132 58.985 65.490 59.774

Veränderung gegenüber Vorjahr (in %) 2,0 -1,5 -1,9 11,0 -8,7

Quote der Klageerhebungen im Verhältnis zu den 
erledigten Einsprüchen (in %)

1,8 1,8 1,8 2,1 1,9

1 Die Internetveröffentlichung des BMF „Statistik über die Einspruchsbearbeitung in den Finanzämtern im Jahr 2019“ wurde 
nachträglich zum Stand 4. Mai 2021 berichtigt. Diese Statistik gibt die berichtigten Daten wieder.

Quelle: Zusammenstellung der Daten durch das BMF auf Grundlage von Meldungen der obersten Finanzbehörden der Länder

Statistik zur Klageerhebung
Stand: 4. Mai 2021

Tabelle 2
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Der Zoll als Teil der Sicher-
heitsarchitektur des Bundes

Der Zoll hat heute ein breites und verantwor-
tungsvolles Aufgabenspektrum: Neben der Erhe-
bung von Zöllen und Steuern, der Überwachung 
des grenzüberschreitenden Warenverkehrs und 
der Vollstreckung von Forderungen des Bundes 
und der Sozialversicherungsträger nimmt der Zoll 
auch eine zentrale Rolle bei der Verhinderung und 
der Bekämpfung der Schwarzarbeit, der Zollkrimi-
nalität und der Geldwäsche ein. Hierbei stehen in 
der Regel Bandenstrukturen beziehungsweise in-
ternational agierende Gruppierungen im Fokus der 
Ermittlungen.

Die derzeit rund 13.000  Beamtinnen und Beam-
ten in den Kontrolleinheiten, bei der Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit  (FKS) und im Zollfahndungs-
dienst tragen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
aus Gründen der Eigensicherung sowie zur Durch-
setzung von Festnahmen gewaltbereiter Täterinnen 
und Täter Schusswaffen. Für diese verantwortungs-
vollen Aufgaben müssen sie auf Basis moderner Trai-
ningsmethoden und dem Stand aktueller Erkennt-
nisse aus polizeilichen Einsatzlagen entsprechend 

professionell und zielgerichtet ausgebildet werden. 
Neben den fachlichen Aspekten sind der sichere 
Umgang mit Schusswaffen, das Trainieren waffenlo-
ser Selbstverteidigungstechniken und ein realitäts-
nahes Einsatztraining von herausragender Bedeu-
tung. Dabei steht vor allem die Eigensicherung der 
Beamtinnen und Beamten im Vordergrund.

Aus- und Fortbildung 
der waffentragenden 
Beschäftigten

Das Zolltraining umfasst neben dem allgemeinen 
Dienstsport einschließlich der waffenlosen Selbst-
verteidigung, dem theoretischen Unterricht und 
dem Zollhundetraining insbesondere das Einsatz-
training. Entscheidend beim Einsatztraining ist die 
realistische Darstellung eines gesamten Szenarios. 
Einsatztypischer Stress, dynamische Entwicklung 
der Lage entsprechend den getroffenen Maßnah-
men und die Interaktion mit anderen Einsatzkräf-
ten müssen regelmäßig trainiert werden. Daher 
spielen neben dem sicheren Umgang mit Schuss-
waffen vor allem einsatztaktische und einsatzpsy-
chologische Aspekte eine große Rolle.

Neue Einsatztrainingszentren für die 
waffenführenden Beschäftigten des Zolls

 ● Der Zoll bekämpft die mittlere, schwere und organisierte Kriminalität bei Zoll-, Rauschgift- 
und Verbrauchsteuerdelikten. Zusätzlich kommt dem Zoll eine zentrale Rolle bei der Bekämp-
fung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung zu.

 ● Die Kontroll- und Einsatzbeamten müssen für diese verantwortungsvollen Aufgaben dienstbe-
gleitend gut ausgebildet werden. Hierzu gehört der handlungssichere Umgang mit der Waffe, 
aber auch das Trainieren von Deeskalationsstrategien, Einsatztaktiken und -techniken.

 ● Im gesamten Bundesgebiet werden daher in den kommenden Jahren elf neue Einsatztrai-
ningszentren entstehen, um den rund 13.000 waffentragenden Zöllnerinnen und Zöllnern eine 
einsatzorientierte und bedarfsgerechte Aus- und Fortbildung zu bieten.
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Zur Aneignung und Aufrechterhaltung einer wir-
kungsvollen Eigensicherung sowie einer taktisch 
lageangepassten und zielführenden Einsatzbewäl-
tigung ist gezieltes, kontinuierliches und anwen-
dungsorientiertes Schieß- und Einsatztraining 
unabdingbar. Die durch regelmäßige Trainings er-
lernten Deeskalationsstrategien, Einsatztaktiken 
und -techniken geben Handlungssicherheit und 
Stressresistenz. Sie tragen so dazu bei, dass die Zoll-
beamtinnen und Zollbeamten in Einsätzen ange-
messen reagieren können.

Neue Einsatztrainingszentren

Von großer Bedeutung für eine zukunftsfähige 
Aufgabenerledigung der Zollverwaltung ist somit 
die dauerhafte Sicherstellung eines qualitativ hoch-
wertigen und realitätsnahen Trainings in geeigne-
ten Trainingsstätten nach einheitlichen Standards.

In den nächsten Jahren werden zahlreiche neue Be-
schäftigte zur personellen Verstärkung in den be-
stehenden Arbeitsgebieten sowie aufgrund neuer 
Aufgaben eingestellt. Die Personalzuwächse in den 
waffenführenden Arbeitsbereichen der Zollverwal-
tung, insbesondere der FKS, erfordern daher die Er-
weiterung der Kapazitäten zum Absolvieren der 
Zolltrainings.

Die Generalzolldirektion hat gemeinsam mit dem 
BMF ein Konzept entwickelt, das die Anforderun-
gen an moderne Einsatztrainingszentren (ETZ) 
definiert, die hierfür erforderlichen Raum- und 
Sachkapazitäten örtlich zusammenfasst und die 
Anfahrtswege der waffentragenden Beschäftigten 
berücksichtigt.

Die ETZ werden einen Raumschießanlagen-, Sport-
hallen- und Einsatztrainingskomplex mit Freiflä-
chen beinhalten und künftig die modernsten Trai-
ningsmöglichkeiten gewährleisten. Damit können 

unter realistischen und variabel darstellbaren Ein-
satzbedingungen auch einsatztaktische und ein-
satzpsychologische Aspekte trainiert werden. Dabei 
soll insgesamt Wert auf eine realistische Einsatz-
umgebung gelegt werden. Festnahmesituationen 
können so künftig in einer simulierten Wohnungs-
umgebung oder in simulierten Gewerberäumen 
geübt werden.

Bundesweite Bedarfsregionen

Folgende Standorte sind zur Errichtung der ETZ für 
die Bedarfsregionen geplant:

 ● ETZ München in Garching-Hochbrück

 ● ETZ Schleswig-Holstein in Neumünster

 ● ETZ Rhein-Main in Griesheim

 ● ETZ Elbe-Weser in Walsrode

 ● ETZ NRW-Süd in Heiligenhaus

 ● ETZ Berlin-Brandenburg in Stahnsdorf

 ● ETZ „Grenze zur Schweiz“ in Hüfingen 

 ● ETZ Stuttgart in Eppingen 

 ● ETZ Dresden in Chemnitz

 ● ETZ Nürnberg in Kümmersbruck/Amberg

 ● ETZ NRW Nord – Das Erkundungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. Der Abschluss soll in 
den kommenden Wochen erfolgen.

Für zehn Standorte wurden die Planungsaufträge 
bereits erteilt. Damit können nun die konkre-
ten Planungen an den jeweiligen Standorten zum 
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Neue Einsatztrainingszentren für die waffenführenden Beschäftigten des Zolls

Neubau durchgeführt werden. Aussagen zum Um-
fang der jeweiligen Investitionsmaßnahmen vor 
Ort und zu den Fertigstellungszeitpunkten kön-
nen erst nach Abschluss der Planungsphase getrof-
fen werden.

Der Planungsauftrag für das ETZ NRW-Nord wird 
kurzfristig nach erfolgreichem Abschluss des Er-
kundungsverfahrens erteilt, sodass auch für diesen 
Standort zeitnah die weiteren Schritte zur Umset-
zung eingeleitet werden können.

Fazit

Mit den elf neuen ETZ werden die Rahmenbedin-
gungen für eine zukunftsorientierte, bedarfsge-
rechte und praxisbezogene Aus- und Fortbildung 
für die waffentragenden Beschäftigten der Zollver-
waltung sichergestellt. Damit können auch kriti-
sche Einsatzlagen unter realistischen und variabel 
darstellbaren Einsatzbedingungen trainiert und die 
Sicherheit aller Beteiligten in Einsatzlagen gewähr-
leistet werden.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

 ● Bei der Industrieproduktion machen sich zwar weiterhin Knappheiten wichtiger Vorprodukte dämpfend 
bemerkbar. Exporterwartungen, Auftragseingänge und das Geschäftsklima sind in der Industrie aber 
weiterhin spürbar aufwärtsgerichtet. Im Dienstleistungsbereich zeigte sich das Geschäftsklima zuletzt bei 
niedrigem Infektionsgeschehen deutlich verbessert.

 ● Weiter verbessert zeigte sich im Juni 2021 auch die Lage auf dem Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit ging 
deutlich zurück und die Kurzarbeit dürfte auf den niedrigsten Wert seit Beginn der Corona-Pandemie 
gesunken sein.

 ● Die Inflationsrate war im Juni 2021 leicht niedriger als im Vormonat. Im Juli 2021 ist infolge des Basisef-
fekts durch die Senkung der Umsatzsteuersätze in der zweiten Jahreshälfte 2020 aber ein deutliches Plus 
zu erwarten.

Finanzen

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im 1. Halbjahr 2021 auf rund 147,0 Mrd. €. Damit sind 
die Einnahmen um 1,5 Prozent (rund -2,3 Mrd. €) niedriger als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die 
Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmittelabflüsse) stiegen um 0,8 Prozent (rund 1,1 Mrd. €) gegen-
über der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus Einkommen- und Körperschaftsteuer wuchsen dabei um 
8,6 Prozent (rund 5,7 Mrd. €) an. Die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz stiegen um 7,3 Prozent (rund 
+3,6 Mrd. €).

 ● Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich in der 1. Jahreshälfte 2021 auf rund 245,6 Mrd. € und lagen 
damit um 22,7 Prozent (rund +45,5 Mrd. €) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Im 1. Halbjahr 2021 
wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 98,6 Mrd. € auf.

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im Juni 2021 um 12,9 Prozent über dem 
Monatsergebnis vom Juni 2020. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass das Steueraufkommen im Vorjahres-
monat aufgrund der steuerlichen Maßnahmen zur Abmilderung der Auswirkungen der Corona-Pandemie 
deutlich gemindert war. Im Vergleich zum Juni 2019 – also dem entsprechenden Monat im Vorkrisenjahr – 
fielen die Steuereinnahmen um 8,6 Prozent niedriger aus. Das Aufkommen aus den Bundessteuern insge-
samt lag im Juni 2021 um 2,2 Prozent über dem Steueraufkommen des Vorjahresmonats.

Europa

 ● Der Monatsbericht Juni beinhaltet einen Rückblick auf die informellen Sitzungen der Eurogruppe und 
der ECOFIN-Ministerinnen und -Minister am 17. und 18. Juni 2021 in Luxemburg. Themen der Sitzungen 
waren u. a. die Nachprogrammüberwachung von Portugal, Zypern, Spanien und Irland, die Stärkung der 
Bankenunion und die Schlussfolgerungen zu altersbedingten Ausgaben.
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Gute Aussichten für die 
deutsche Wirtschaft zu Beginn 
des 3. Quartals 2021

Die pandemische Lage in Deutschland hat sich im 
Juni  2021 weiter entspannt und macht Hoffnung 
auf eine rasche gesamtwirtschaftliche Erholung. 
Nachdem die Wirtschaft bis in das 2. Quartal 2021 
hinein noch deutlich durch Pandemie und Ein-
dämmungsmaßnahmen eingeschränkt gewesen 
ist, was insbesondere den Dienstleistungssektor 
stark betroffen hat, ist für die Sommermonate mit 
einer anziehenden Konjunktur zu rechnen. Im Ver-
arbeitenden Gewerbe haben bei grundsätzlich gu-
ter Entwicklung zwar Engpässe bei Vorprodukten 
weiterhin Sorgen bereitet, auch in Verbindung mit 
(pandemiebedingten) Störungen des internationa-
len Frachtverkehrs. Indikatoren wie Auftragsein-
gänge und Produktionserwartungen sind aber wei-
terhin deutlich aufwärtsgerichtet.

Im Juni 2021 hat sich das ifo Geschäftsklima in al-
len Wirtschaftsbereichen aufgehellt. Insbesondere 
rechnen laut ifo Institut die Dienstleisterinnen und 
Dienstleister mit spürbar steigenden Umsätzen, 
auch im krisengeplagten Gastgewerbe. Im Einzel-
handel war die Aufhellung des Klimas besonders 
ausgeprägt und der Index zur aktuellen Lage legte 
so stark zu wie noch nie zuvor. Dementsprechend 
wurde die Nutzung der Kurzarbeit zuletzt nach 
Schätzungen sehr deutlich reduziert und es sind im 
weiteren Jahresverlauf kräftige Wachstumsimpulse 
aus dem Konsumbereich zu erwarten.

Diese Entwicklungen spiegeln sich auch in den 
kürzlich veröffentlichten Konjunkturprognosen 
deutscher Wirtschaftsinstitute sowie der Sommer-
prognose der EU-Kommission wider. Die Erwar-
tungen über das Wachstum des preisbereinigten 

Bruttoinlandsprodukts haben sich dabei zumeist 
gegenüber den im Frühjahr getroffenen Prognosen 
leicht verbessert. Hierfür dürften insbesondere die 
zügiger als zuvor angenommen voranschreitende 
Impfkampagne sowie sinkende Fallzahlen und die 
dadurch möglichen Öffnungsschritte, aber auch 
die deutlich verbesserten Stimmungsindikatoren 
eine Rolle gespielt haben. Die Bundesregierung 
wird – wie üblich im Prozess für die Aufstellung des 
Bundeshaushalts des folgenden Jahres  – im Rah-
men der Herbstprojektion im Oktober  2021 ihre 
Einschätzung zur wirtschaftlichen Entwicklung 
aktualisieren.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im Juni 2021 um 12,9 Prozent höher 
als im Vorjahresmonat. Gegenüber dem 1.  Halb-
jahr 2020 ist in der ersten Jahreshälfte 2021 ein An-
stieg der Steuereinnahmen um 5,9 Prozent zu be-
obachten. Allerdings basiert dieser Vergleich auf 
einer schwachen Vorjahresbasis, in der die Steuer-
einnahmen durch eine Vielzahl steuerlicher Stüt-
zungsmaßnahmen zur Abfederung der Auswir-
kungen der Corona-Pandemie im Frühjahr 2020 
gemindert worden sind. Gegenüber dem 1.  Halb-
jahr im Vorkrisenjahr  2019 lagen die Steuerein-
nahmen im 1. Halbjahr 2021 noch um 3,7 Prozent 
niedriger. Die Entwicklung der eher konjunktur-
abhängigen Steuerarten steht generell im Einklang 
mit den zuletzt zu beobachtenden konjunkturellen 
Trends und Entwicklungen einzelner Indikatoren. 
So passt zur aufwärtsgerichteten Lageeinschätzung 
und Geschäftserwartung in allen Wirtschaftsberei-
chen, dass bei veranlagter Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer  – bei denen im Juni  2021 die 
zweite Rate der Vorauszahlungen für das Jahr 2021 
fällig geworden ist  – das Volumen der Voraus-
zahlungen für das laufende Jahr in diesem Monat 
merklich über Vorjahresniveau lag.

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

3.Q 20 4.Q 20 1.Q 21 3.Q 20 4.Q 20 1.Q 21

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 101,5 -4,8 +8,7 +0,5 -1,8 -3,7 -2,3 -3,4

Jeweilige Preise 3.336 -3,3 +7,7 +1,2 +0,3 -3,0 -1,6 -1,1

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.501 -2,5 +8,0 +3,0 +0,2 +0,2 +0,9 +0,9 

Arbeitnehmerentgelte 1.844 -0,1 +4,1 +1,1 -0,4 +0,4 -0,4 -0,4

Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen

658 -8,4 +20,3 +8,3 +1,7 -0,5 +4,0 +4,0 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.984 +0,7 +2,7 +0,9 +0,7 +0,5 +1,0 +1,1 

Bruttolöhne und -gehälter 1.512 -0,7 -6,6 +4,6 +1,9 -4,3 -1,2 -0,1

Sparen der privaten Haushalte 330 +49,7 -26,1 +14,1 +21,6 +43,6 +60,2 +44,2 

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Apr 21 Mai 21
Zweimonats-
durchschnitt Apr 21 Mai 21

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.205 -9,3 +0,2 +0,3 +1,1 +47,6 +36,4 +41,9 

Waren-Importe 1.025 -7,1 -1,4 +3,4 +3,6 +33,6 +32,6 +33,1 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

94,1 -8,2 -0,3 -0,3 +0,6 +27,6 +17,3 +22,3 

Industrie³ 91,0 -10,5 -0,4 -0,5 -0,3 +35,0 +20,6 +27,4 

Bauhauptgewerbe 116,1 +2,9 -1,8 +1,3 +3,1 +4,0 +5,2 +4,6 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 93,1 -10,1 -2,5 -0,5 -1,3 +40,7 +25,5 +32,7 

Inland 91,7 -8,3 -2,1 +0,2 -0,5 +29,1 +18,4 +23,6 

Ausland 94,4 -11,8 -2,9 -1,3 -2,1 +53,3 +32,8 +42,5 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 94,5 -7,0 +1,2 -3,7 +0,7 +80,2 +54,3 +66,6 

Inland 91,4 -5,8 -1,8 +0,9 +0,1 +63,8 +43,5 +53,0 

Ausland 96,9 -7,9 +3,2 -6,7 +1,0 +93,2 +63,0 +77,4 

Bauhauptgewerbe 122,9 -2,4 +9,8 . -10,9 +4,9 . +0,9 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

115,8 +4,4 -6,8 +4,2 -0,6 +5,1 -2,4 +1,2 

Handel mit Kfz 111,1 -4,3 -0,8 . +8,7 +63,9 . +41,3 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Warenexporte leicht, 
Warenimporte deutlich 
gestiegen

Wie im Vormonat verzeichneten die nominalen 
Warenexporte auch im Mai  2021 einen leichten 
Zuwachs (saisonbereinigt +0,3  Prozent gegenüber 
dem Vormonat). Im Zweimonatsvergleich ergibt 
sich damit ein Anstieg von 1,1 Prozent gegenüber 
der Vorperiode. Im Vergleich zum Vorjahresmonat, 
in dem es aufgrund der Pandemie zu einem erheb-
lichen Rückgang gekommen war, lagen die nomi-
nalen Warenausfuhren um 36,4 Prozent höher.

Nach einem Dämpfer zuvor konnten die nomina-
len Warenimporte im Mai 2021 wieder spürbar zu-
legen und stiegen saisonbereinigt um 3,4  Prozent 
gegenüber April 2021 an. Im Zweimonatsvergleich 
ergibt sich damit ein Zuwachs von 3,6 Prozent.

Die Bilanz des Warenhandels nach Ursprungswer-
ten und mit Ergänzungen zum Außenhandel lag 
im Zeitraum Januar bis Mai  2021 mit 85,4  Mrd. € 
über dem Vorjahresniveau (+20,2 Mrd. €). Der Leis-
tungsbilanzüberschuss lag mit 100,3  Mrd. € um 
21,1 Mrd. € über dem Vorjahresniveau.

Die Frühindikatoren zum Außenhandel in 
Deutschland sind weiterhin grundsätzlich positiv 
ausgerichtet. Die ifo  Exporterwartungen im Ver-
arbeitenden Gewerbe sind im Juni  2021 nach ei-
nem leichten Dämpfer im Vormonat wieder spür-
bar gestiegen und haben den höchsten Wert seit 
Januar 2011 erreicht. Laut ifo Institut rechnen da-
bei nahezu alle Branchen mit steigenden Exporten.

Arbeitsmarkt

2020 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Apr 21 Mai 21 Jun 21 Apr 21 Mai 21 Jun 21

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,70 +18,9 +5 -19 -38 +127 -126 -239

Erwerbstätige, Inland 44.818 -1,0 +11 +15 . -231 +48 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

33,54 +1,7 +4 . . +245 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2020 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Apr 21 Mai 21 Jun 21 Apr 21 Mai 21 Jun 21

Importpreise 97,3 -4,3 +1,4 +1,7 . +10,3 +11,8 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 103,8 -1,0 +0,8 +1,5 . +5,2 +7,2 .

Verbraucherpreise 105,8 +0,5 +0,7 +0,5 +0,4 +2,0 +2,5 +2,3 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Nov 20 Dez 20 Jan 21 Feb 21 Mrz 21 Apr 21 Mai 21 Jun 21

Klima -0,5 +2,3 -2,4 +2,5 +11,3 +11,4 +16,9 +22,5 

Geschäftslage +5,6 +8,6 +3,8 +6,6 +12,3 +15,0 +18,2 +27,1 

Geschäftserwartungen -6,5 -3,9 -8,4 -1,5 +10,3 +7,9 +15,6 +18,0 

1 Stand: Juli 2021; Bruttoinlandsprodukt 1. Quartal 2021: detaillierte Meldung des Statistischen Bundesamtes (25. Mai 2021).
2 Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Weiterer leichter Dämpfer für 
das Produzierende Gewerbe 
im Mai 2021

Im Mai 2021 kam es im zweiten Monat in Folge zu 
einem leichten Rückgang der Produktion im Pro-
duzierenden Gewerbe, was nach wie vor maßgeb-
lich auf die Knappheit bei Vorprodukten zurück-
zuführen sein dürfte, die beispielsweise in der 
Automobilbranche einschränkend wirken. Die 
Produktion sank saisonbereinigt um 0,3  Prozent 
im Vergleich zum Vormonat. Das vom Statistischen 
Bundesamt vorläufig für April 2021 vermeldete Er-
gebnis wurde um 0,7  Prozentpunkte nach oben 
korrigiert, sodass sich der Rückgang im April 2021 
ebenfalls nur auf ein Minus von 0,3  Prozent ge-
genüber dem Vormonat beschränkte. Im Vergleich 
zum Vorjahresmonat, in dem insbesondere noch 
die Auswirkungen der coronabedingten Unterbre-
chungen der internationalen Lieferketten zu spü-
ren gewesen waren, lag die Produktion im Mai 2021 
um 17,3 Prozent höher.

Die Industrieproduktion (ohne Energie und Bauge-
werbe) sank gegenüber April 2021 um saisonberei-
nigt 0,5 Prozent. Im Baugewerbe schienen sich die 
Versorgungsengpässe dagegen im Mai  2021 weni-
ger dämpfend ausgewirkt zu haben und die Pro-
duktion konnte auf bereits hohem Niveau um 
1,3  Prozent ausgeweitet werden. In Umfragen des 
ifo  Instituts klagen Firmen in der Branche aller-
dings weiterhin und im Juni 2021 sogar leicht ver-
stärkt über Beeinträchtigungen durch Material-
mangel. Auf den Handelsplätzen sind dagegen z. B. 
die Holzpreise nach den massiven Anstiegen von 
Mitte März bis Mitte Mai 2021 wieder sehr deutlich 
gefallen und liegen ungefähr auf dem Niveau vom 
Jahresanfang.

Der Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe lag im 
Mai 2021 um saisonbereinigt 0,5 Prozent niedriger 
als im April  2021. Die Auftragseingänge im Verar-
beitenden Gewerbe sanken im Mai 2021 mit einem 
saisonbereinigten Minus von 3,7  Prozent sogar 
recht deutlich. Dabei gingen die Aufträge aus dem 
außereuropäischen Ausland besonders stark zu-
rück, während aus dem Inland noch ein leichter 

Zuwachs zu verzeichnen war. Dies dürfte primär 
einer Normalisierung gegenüber den außerordent-
lichen Steigerungsraten  – insbesondere aus dem 
Ausland  – der vergangenen Monate entsprechen. 
Insgesamt bewegten sich die Auftragseingänge 
weiterhin deutlich oberhalb des Vorkrisenniveaus.

Laut ifo  Geschäftsklima waren die Unternehmen 
im Verarbeitenden Gewerbe im Juni 2021 deutlich 
zufriedener mit ihren laufenden Geschäften als im 
Mai 2021. Angesichts der gut gefüllten Auftragsbü-
cher ist zu erwarten, dass die deutsche Industrie 
ihre Produktion in den nächsten Monaten merk-
lich ausweiten wird, sofern sie sich von der Pro-
blematik der Materialknappheit befreien kann. Vor 
diesem Hintergrund stiegen die vom ifo Institut er-
hobenen Produktionserwartungen im Juni  2021 
auf sehr hohem Niveau erneut leicht an. Spürbare 
Verbesserungen gab es dabei insbesondere in der 
Bekleidungs- und Lederwarenindustrie sowie in 
der Automobilbranche.

Verbesserte Lage und 
Aussichten beim privaten 
Konsum

Im April 2021 war pandemiebedingt noch ein deut-
licher Rückgang der Einzelhandelsumsätze gegen-
über dem Vormonat zu verzeichnen. Bei sinkenden 
Corona-Infektionszahlen legten die Umsätze der 
Einzelhandelsunternehmen im Mai 2021 aber wie-
der spürbar gegenüber dem Vormonat mit preisbe-
reinigt 4,2 Prozent zu. Deutliche Steigerungen gab 
es dabei besonders im Einzelhandel mit Nicht-Le-
bensmitteln; beispielsweise konnten die Händler 
von Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwa-
ren ein außerordentlich kräftiges Umsatzplus von 
72,1 Prozent verzeichnen. Im Vorjahresvergleich la-
gen die Umsätze hier aber noch 18,3 Prozent unter 
dem Niveau von Mai 2020. Die nach den Lockerun-
gen der Corona-Beschränkungen besser laufen-
den Geschäfte setzten sich im Juni  2021 auch in 
der Stimmung der Unternehmen fort: Der ifo Ge-
schäftsklimaindex im Bereich des Handels stieg 
um 9,4  Punkte. Die befragten Händlerinnen und 
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Händler waren mit ihrer aktuellen Geschäftslage 
deutlich zufriedener, auch der Optimismus in den 
Erwartungen nahm leicht zu.

Nach einem Dämpfer im Vormonat zeigte sich 
auch das Konsumklima des Marktforschungsun-
ternehmens  GfK im Juni  2021 wieder verbessert. 
Erneut deutlich zulegen konnte die Einschätzung 
der Verbraucherinnen und Verbraucher hinsicht-
lich der Entwicklungen in den nächsten Monaten. 
Insbesondere der Indikator für die Konjunkturaus-
sichten kletterte auf den höchsten Wert seit mehr 
als zehn Jahren. Im Sog der verbesserten Aussich-
ten konnte auch die Anschaffungsneigung der Ver-
braucherinnen und Verbraucher leicht zulegen, 
nachdem im Vormonat noch ein deutlicher Rück-
gang zu verzeichnen gewesen war. Insgesamt ver-
blieb der Indikator aber noch auf vergleichsweise 
niedrigem Niveau. Für den Monat Juli  2021 pro-
gnostiziert die GfK einen kräftigen Anstieg des 
Konsumklimas um 6,6 Punkte auf -0,3 Punkte. Dies 
wäre der höchste Wert seit August  2020. Für die 
zweite Jahreshälfte 2021 ist auch vor diesem Hin-
tergrund mit deutlichen Wachstumsimpulsen des 
privaten Konsums zu rechnen.

Spürbare Belebung am 
Arbeitsmarkt im Juni 2021

Die Arbeitslosigkeit ging im Juni 2021 deutlich zu-
rück und sank nach Ursprungswerten auf 2,61 Mil-
lionen Menschen. Saisonbereinigt nahm die Ar-
beitslosenzahl gegenüber dem Vormonat um 
38.000  Personen ab. Die saisonbereinigte Arbeits-
losenquote verblieb im Vormonatsvergleich unver-
ändert bei 5,9 Prozent. Der Arbeitsmarkt erlebte so-
mit im Juni 2021 eine spürbare Erholung, nachdem 
die Belebung im Vormonat noch eher zaghaft aus-
gefallen war. Letzteres zeigte auch die Erwerbstätig-
keit mit nur leichten Zuwächsen im Mai 2021: Hier 
stieg die Erwerbstätigkeit gegenüber April  2021 
leicht auf 44,5 Millionen Personen an. Saisonberei-
nigt entspricht dies einem Anstieg um 0,1 Prozent.

Neben der Arbeitslosigkeit war zuletzt auch bei der 
konjunkturellen Kurzarbeit ein Rückgang zu ver-
zeichnen. Im April  2021 ging nach den aktuellen 
Hochrechnungen der Bundesagentur für Arbeit 
die Kurzarbeit spürbar um 360.000  Personen auf 
2,34  Millionen Personen zurück. Dies entspricht 
einer branchenübergreifenden Kurzarbeitsquote 
von 7  Prozent. Der durchschnittliche Arbeitsaus-
fall bei den betroffenen Kurzarbeitenden lag mit 
55 Prozent noch vergleichsweise hoch. Das ifo In-
stitut schätzt, dass die Kurzarbeit im Juni 2021 auf 
1,53  Millionen Personen sank, was einer Kurzar-
beitsquote von 4,5 Prozent der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten entsprach. Dies war der 
niedrigste Stand seit Beginn der Corona-Pandemie. 
Allein in der mit Abstand am stärksten betroffenen 
Branche, dem Gastgewerbe, dürften 189.000  Per-
sonen weniger in Kurzarbeit gewesen sein als im 
Mai 2021. Dies stellt einen kräftigen Rückgang auf 
nach wie vor hohem Niveau dar: Noch immer ist 
fast ein Drittel der Beschäftigten in dieser Branche 
in Kurzarbeit. Der insgesamt anhaltende Abwärts-
trend bei der Kurzarbeit zeigt sich auch im Brutto-
aufkommen der Lohnsteuer, das im Juni 2021 – wie 
schon in den beiden Vormonaten – spürbar ober-
halb des Vorjahresniveaus gelegen hat.

Für das 3. Quartal 2021 ist mit einer weiteren und 
deutlichen Verbesserung der Lage am Arbeits-
markt zu rechnen. Die Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungsbarometer des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung und des ifo  Instituts 
sind im Juni 2021 erneut kräftig gestiegen. Die Ar-
beitsagenturen haben seit Beginn der Erhebung im 
Jahr 2008 noch nie eine so starke Verbesserung der 
Arbeitsmarktlage wie für die nächsten drei Monate 
erwartet.



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht

Monatsbericht des BMF 
Juli 2021

 
BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                                                                    in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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Inflationsrate ging im 
Juni 2021 leicht zurück

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) un-
terbrach im Juni 2021 ihre seit Jahresbeginn anhal-
tende Aufwärtsbewegung. Sie lag bei 2,3  Prozent, 
nach 2,5 Prozent im Mai 2021 und 2,0 Prozent im 
April  2021. Gegenüber dem Vormonat entsprach 
dies einer Steigerung des Verbraucherpreisniveaus 

um 0,4  Prozent. Im Einzelnen betrug die Inflati-
onsrate beim Gesamtindex für Waren wie im Vor-
monat 3,1 Prozent, darunter 9,4 Prozent für Ener-
gie (nach 10,0 Prozent im Mai 2021) und 1,2 Prozent 
für Nahrungsmittel (1,5  Prozent). Der Anstieg des 
Index für Dienstleistungen lag mit 1,6  Prozent 
niedriger als im Vormonat (2,2  Prozent), darun-
ter gab es unverändert ein Plus von 1,3 Prozent bei 
Wohnungsmieten.
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Der leichte Rückgang der Inflationsrate hat vor al-
lem daran gelegen, dass die Basiseffekte bei den 
Energiepreisen etwas nachgelassen haben, da sich 
der Ölpreis nach dem Einbruch im Frühjahr 2020 
bis zum Sommer desselben Jahres wieder etwas er-
holt hatte. Angesichts des zuletzt zu beobachtenden 
Aufwärtstrends beim Ölpreis ist jedoch grundsätz-
lich kaum ein weiteres Nachlassen der inflationä-
ren Tendenz im Energiebereich zu erwarten. Ab 
Juli 2021 ist dann infolge des Basiseffekts durch die 
Senkung der Umsatzsteuersätze in der zweiten Jah-
reshälfte 2020 nochmal mit einem deutlichen Plus 

bei den Inflationsraten zu rechnen, die temporär 
3 Prozent spürbar überschreiten dürften.

Mit Blick auf andere zuletzt im Fokus stehende 
Rohstoffe sind die Holzpreise nach massiven zwi-
schenzeitlichen Anstiegen wieder sehr deutlich 
auf das Niveau vom Jahresanfang gesunken. Eine 
merkliche Gegenbewegung nach starken Anstie-
gen gab es z. B. auch bei Sojabohnen, Weizen, Kup-
fer und Stahl. Die Preise für Eisenerz und Kaffee lie-
gen dagegen weiter auf deutlich erhöhtem Niveau.
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Steuereinnahmen im Juni 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im Juni 2021 um 12,9 Prozent über 
dem Monatsergebnis vom Juni 2020. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass das Steueraufkommen im 
Vorjahresmonat aufgrund der steuerlichen Maß-
nahmen zur Abmilderung der Auswirkungen der 
Corona-Pandemie deutlich gemindert war. Im 
Vergleich zum Juni 2019 – also dem entsprechen-
den Monat im Vorkrisenjahr  – fielen die Steuer-
einnahmen um 8,6 Prozent niedriger aus. Die Ein-
nahmen aus den Gemeinschaftsteuern lagen im 
Juni 2021 insgesamt um 14,3 Prozent über dem Ni-
veau des Vorjahresmonats. Bei den Bundessteuern 
ergab sich im Juni  2021 ein Einnahmeanstieg um 
2,2  Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die Einnah-
men aus den Ländersteuern wiesen einen Anstieg 
um 19,6 Prozent auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Juni  2021 lagen die Zahlungen 
von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle um knapp 
1,5 Mrd. € über dem Ergebnis im Juni 2020. Die mo-
natlichen Anforderungen der Europäischen Union 
(EU) orientieren sich grundsätzlich an dem jeweils 
gültigen Jahreshaushalt der EU. Im Juni kommt es 
regelmäßig zu einem Saldenausgleich für Korrek-
turen der Vorjahre, was zu Schwankungen der Bei-
träge der EU-Mitgliedstaaten in eine positive oder 
negative Richtung führen kann, sich auf das Jahr 
gesehen aber wieder nivelliert. Der Saldenausgleich 
betrug im Juni des vergangenen Jahres 1,5  Mrd. € 
zugunsten Deutschlands und im Juni dieses Jahres 
443 Mio. €, ebenfalls zugunsten Deutschlands.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis Juni 2021

Im 1.  Halbjahr  2021 stieg das Steueraufkommen 
insgesamt (ohne Gemeindesteuern) um 5,9 Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Die Einnahmen 
aus den Gemeinschaftsteuern stiegen dabei um 

8,0  Prozent; das Aufkommen der Bundessteuern 
sank um 6,5 Prozent. Die Ländersteuern verzeich-
neten einen Einnahmezuwachs um 10,4 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im Juni 2021 einen Anstieg um 7,3 Pro-
zent gegenüber dem Ergebnis vom Juni  2020. 
Neben höheren Einnahmen aus den Bundessteu-
ern (+2,2 Prozent) konnte der Bund höhere Einnah-
men aus den Gemeinschaftsteuern (+14,8 Prozent) 
verbuchen. Demgegenüber waren deutlich höhere 
Eigenmittelabführungen des Bundes an die EU so-
wie höhere Bundesergänzungszuweisungen an die 
Länder zu leisten.

Die Länder verbuchten im Juni  2021 ebenfalls ei-
nen deutlichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen 
um 15,0  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. 
Die Ländereinnahmen aus den Gemeinschaftsteu-
ern stiegen dabei insgesamt um 15,3  Prozent. Zu-
dem war bei den Ländersteuern ein deutliches Plus 
von 19,6  Prozent zu verzeichnen. Die Einnahmen 
der Gemeinden aus ihrem Anteil an den Gemein-
schaftsteuern stiegen um 6,9 Prozent.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
Juni  2021 um 5,7  Prozent über dem Aufkommen 
im Vorjahresmonat, trotz der einnahmemindern-
den Entlastungen in diesem Jahr durch die Erhö-
hung des Grundfreibetrags sowie die Verschiebung 
der übrigen Tarifeckwerte. Das Kassenaufkommen 
in diesem Monat beinhaltet die für Mai 2021 abge-
führte Lohnsteuer. Die Kurzarbeit lag im Mai 2021 



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

47

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Steuereinnahmen im Juni 2021

Monatsbericht des BMF 
Juli 2021

auf einem wesentlich geringeren Niveau als im 
Mai  2020. Dies dürfte wesentlich zum Einnahme-
zuwachs beigetragen haben. Ein weiterer positiver 
Impuls ergab sich aus dem  – erstmals wieder seit 
dem pandemiebedingten Rückgang – leichten An-
stieg der Erwerbstätigkeit im Mai  2021. Das kas-
senmäßige Lohnsteueraufkommen erhöhte sich 
dennoch im Vergleich zum Juni  2020 nur leicht 
um 1,9  Prozent, da das aus dem Lohnsteuerauf-
kommen ausgezahlte Kindergeld um 24,2 Prozent 

anstieg. Dies dürfte in Verbindung mit der Auszah-
lung des Kinderbonus in Höhe von 150 € stehen, 
welche im Wesentlichen zwar im Mai 2021 stattge-
funden hatte, zum Teil aber auch noch das Aufkom-
men im aktuellen Berichtsmonat Juni 2021 belas-
tete. Zudem wirkt sich auch seit 1. Januar 2021 die 
mit dem Zweiten Familienentlastungsgesetz be-
schlossene Kindergelderhöhung um 15 € pro Kind 
gegenüber dem Vorjahr aufkommensmindernd 
auf die Lohnsteuer aus. Im 1. Halbjahr 2021 lag das 

2021

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 18.426 +1,9 101.637  -2,4 211.300 +1,0

Veranlagte Einkommensteuer 14.247 +15,4 32.173 +9,6 61.150 +3,7

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 4.874 +102,6 12.725 +27,9 21.400  -0,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (einschließlich ehemaligem 
Zinsabschlag)

517 +83,5 5.288 +44,6 7.500 +10,9

Körperschaftsteuer 7.632 +51,0 19.063 +75,8 28.150 +16,0

Steuern vom Umsatz 16.578 +1,5 112.429 +7,8 245.400 +11,8

Gewerbesteuerumlage 3 X 1.467 +11,6 4.419 +16,3

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X -0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 62.275 +14,3 284.783 +8,0 579.319 +6,4

Bundessteuern

Energiesteuer 3.180 +19,4 12.843  -1,8 39.150 +4,0

Tabaksteuer 1.336 +20,8 6.638 +7,3 14.460  -1,3

Alkoholsteuer 145  -7,2 923  -9,2 1.935  -13,5

Versicherungsteuer 760 +6,6 9.620 +2,6 14.890 +2,3

Stromsteuer 521  -14,6 3.332 +1,2 6.740 +2,7

Kraftfahrzeugsteuer 881 +12,7 5.036  -0,5 9.545 +0,2

Luftverkehrsteuer 16 +989,8 124  -23,4 450 +54,1

Solidaritätszuschlag 1.559  -29,2 5.717  -37,6 10.050  -46,2

Übrige Bundessteuern 116 +21,1 688  -2,1 1.401  -6,6

Bundessteuern insgesamt 8.515 +2,2 44.922  -6,5 98.621  -6,6

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 847 +14,2 4.483 +8,4 8.500  -1,2

Grunderwerbsteuer 1.445 +20,6 8.947 +10,6 16.700 +4,0

Rennwett- und Lotteriesteuer 196 +32,3 1.116 +15,4 2.170 +6,2

Biersteuer 52 +73,9 267 +24,9 585 +3,3

Übrige Ländersteuern 34  -0,8 341 +4,8 522 +2,4

Ländersteuern insgesamt 2.575 +19,6 15.155 +10,4 28.477 +2,5

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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kassenmäßige Lohnsteueraufkommen um 2,4 Pro-
zent unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im für das Aufkommen wichtigen Vorauszahlungs-
monat Juni stiegen die Einnahmen aus der Kör-
perschaftsteuer brutto um 51,0 Prozent gegenüber 
Juni  2020, wesentlich bedingt durch die niedrige 
Vorjahresbasis: Im Juni 2020 war das Körperschaft-
steueraufkommen brutto um 38,1  Prozent gegen-
über Juni 2019 gesunken. Der Konjunktureinbruch 
aufgrund der Corona-Pandemie hatte in Verbin-
dung mit den im Rahmen des steuerlichen Coro-
na-Maßnahmenpakets gebotenen Möglichkeiten 
zu einem Rückgang der laufenden Vorauszahlun-
gen um circa 25 Prozent geführt. Weitere Einnah-
meminderungen wurden durch die Gewährung 
von Stundungen der Steuerforderungen verur-
sacht. Im Juni  2021 stiegen die Vorauszahlungen 
für das laufende Jahr zwar kräftig um 24 Prozent, 
blieben damit jedoch noch unter dem Niveau vom 

Juni  2019. Das Steueraufkommen aus der Körper-
schaftsteuer brutto lag noch um 6,5  Prozent un-
ter dem Ergebnis vom Juni 2019. Erstmalig wurde 
im Juni 2021 die körperschaftsteuerpflichtige For-
schungszulage in Höhe von circa 0,5  Mio. € ge-
währt. Die Investitionszulage hatte aufgrund ih-
res geringen Volumens nahezu keinen Einfluss auf 
das Aufkommen im Juni 2021. Im 1. ´Halbjahr 2021 
stieg das kassenmäßige Körperschaftsteuerauf-
kommen insgesamt um 75,8  Prozent gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto stieg im Vorauszahlungsmonat 
Juni  2021 um 15,4  Prozent gegenüber Juni  2020. 
Ähnlich wie bei der Körperschaftsteuer hatten hier 
steuerliche Maßnahmen in Verbindung mit der 
Corona-Pandemie die Vergleichsbasis 2020 spürbar 
gemindert. Die Vorauszahlungen für das laufende 
Jahr nahmen um circa 12 Prozent gegenüber dem 

48

2021

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 393 +10,1 2.264 +0,0 4.950 +5,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 259 +70,5 2.402 +55,8 4.430 +79,1

BNE-Eigenmittel 1.389 +1.853,9 16.567 +29,8 33.290 +30,0

EU-Eigenmittel insgesamt 2.041 +252,0 21.233 +28,2 42.670 +30,1

Bund³ 32.330 +7,3 139.618 +1,3 293.760 +3,8

Länder³ 33.789 +15,0 161.486 +8,5 324.596 +2,6

EU 2.041 +252,0 21.233 +28,2 42.670 +30,1

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

5.600 +6,9 24.788 +1,5 50.341 +0,5

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

73.759 +12,9 347.124 +5,9 711.367 +4,3

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Vorjahreswert zu und lagen damit leicht über dem 
Niveau vom Juni  2019. Insgesamt lag das Brutto-
aufkommen im Juni 2021 mit 15,6 Mrd. € nur noch 
leicht unter dem Niveau des Jahres 2019 von rund 
15,7  Mrd. €. Vom Bruttoaufkommen abzuziehen 
waren die Arbeitnehmererstattungen, deren Ni-
veau gegenüber Juni  2020 um 15,8  Prozent höher 
lag. Zudem waren in geringem Ausmaß noch In-
vestitions- und Eigenheimzulagen zu berücksichti-
gen, deren Umfang und Bedeutung weiter abnahm. 
Erstmalig wurden rund 13.000 € Forschungszula-
gen gewährt. Im 1.  Halbjahr  2021 lag das kassen-
mäßige Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer insgesamt um 9,6 Prozent über dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Juni  2021 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um 97,7  Prozent 
über der Vorjahresbasis. Im Vorjahr 2020 waren auf-
grund der Beschränkungen durch die Corona-Pan-
demie die Termine vieler Hauptversammlungen 
und damit auch der Zeitpunkt der Dividendenaus-
schüttungen verschoben worden. Dies hatte zu ei-
nem sehr niedrigen Aufkommen im Jahr 2020 ge-
führt (-61,8 Prozent gegenüber dem Jahr 2019). Vor 
diesem Hintergrund ist der hohe Anstieg der Ein-
nahmen im Juni 2021 zu sehen. Die aus dem Auf-
kommen geleisteten Erstattungen durch das Bun-
deszentralamt für Steuern veränderten sich mit 
einem Plus von 2,9  Prozent gegenüber Juni  2020 
nur geringfügig. Insgesamt ergab sich damit ein 
Anstieg des Kassenaufkommens der nicht veran-
lagten Steuern vom Ertrag um 102,6 Prozent gegen-
über Juni 2020. Im 1. Halbjahr 2021 lag das kassen-
mäßige Aufkommen der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag insgesamt um 27,9  Prozent über dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge verzeichnete im Ver-
gleich zum Juni  2020 einen Anstieg um 83,5  Pro-
zent. Im 1.  Halbjahr  2021 stieg das kassenmäßige 
Aufkommen insgesamt um 44,6 Prozent gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Juni 2021 um 1,5 Prozent höher als im Vorjahres-
monat. Die Einnahmen aus der Binnen-Umsatz-
steuer stiegen um 9,8 Prozent. Im Vorjahresmonat 
hatten neben den lockdownbedingten Umsatz-
rückgängen auch die im Rahmen des steuerli-
chen Maßnahmenpakets gewährten Stundungen 
die Einnahmen in beträchtlichem Ausmaß verrin-
gert. Bei der Einfuhrumsatzsteuer muss aufgrund 
der Anfang dieses Jahres in Kraft getretenen Än-
derung des Fälligkeitszeitpunkts auf den 26.  Tag 
jeden Monats je nach Anzahl der verbleibenden 
Werktage mit Verschiebungen der kassenwirksa-
men Buchung der Einnahmen auf den Folgemonat 
gerechnet werden. Dies hat im Juni 2021 zu einem 
Rückgang der Einnahmen aus der Einfuhrumsatz-
steuer um 24,7 Prozent geführt. Im 1. Halbjahr 2021 
stieg das kassenmäßige Aufkommen der Steuern 
vom Umsatz insgesamt um 7,8 Prozent gegenüber 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im Juni 2021 um 2,2 Prozent über dem Steuer-
aufkommen des Vorjahresmonats. Spürbare An-
stiege waren bei der Energiesteuer (+19,4 Prozent), 
der Kraftfahrzeugsteuer (+12,7 Prozent), der Tabak-
steuer (+20,8 Prozent) und der Versicherungsteuer 
(+6,6 Prozent) zu verzeichnen. Im Aufkommen der 
Energiesteuer dürfte sich dabei bemerkbar ma-
chen, dass die Mobilität in Deutschland im Zuge der 
Pandemie im Frühjahr 2020 – mit entsprechenden 
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Auswirkungen auf Kraftstoffverbrauch und Ener-
giesteueraufkommen – sehr stark zurückgegangen 
war. In diesem Frühjahr war zwar immer noch eine 
deutlich eingeschränkte Mobilität zu beobachten, 
die jedoch oberhalb der Werte aus dem vergange-
nen Frühjahr lag. Einnahmerückgänge waren bei 
der Stromsteuer (-14,6 Prozent) sowie bei der Alko-
holsteuer (-7,2  Prozent) zu verzeichnen. Das Auf-
kommen aus dem Solidaritätszuschlag verringerte 
sich um 29,2  Prozent, was vor allem auf dessen 
weitgehende Abschaffung zurückzuführen ist. Die 
Veränderungen bei den übrigen Steuerarten hatten 
betragsmäßig nur einen geringen Einfluss auf das 
Gesamtergebnis der Bundessteuern. Im 1.  Halb-
jahr  2021 verringerte sich das kassenmäßige Auf-
kommen der Bundessteuern insgesamt um 6,5 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im 
Juni  2021 deutlich um 19,6  Prozent über dem Er-
gebnis im Juni 2020. Die einzelnen Steuern konn-
ten zum Teil spürbare Zuwächse verbuchen. So stie-
gen die Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer um 
20,6 Prozent, aus der Erbschaftsteuer um 14,2 Pro-
zent und aus der Rennwett- und Lotteriesteuer um 
32,3  Prozent. Das Biersteueraufkommen verbes-
serte sich um 73,9  Prozent. Bei der Feuerschutz-
steuer ergab sich ein leichter Rückgang um 0,9 Pro-
zent. Im 1. Halbjahr 2021 stieg das Aufkommen der 
Ländersteuern insgesamt um 10,4 Prozent.

50
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Juni 2021

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
im 1.  Halbjahr  2021 auf rund 147,0  Mrd. €. Da-
mit waren die Einnahmen um 1,5  Prozent (rund 
-2,3  Mrd. €) niedriger als im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres. Die Steuereinnahmen (inklusive 
der EU-Eigenmittelabflüsse) stiegen um 0,8  Pro-
zent (rund +1,1 Mrd. €) gegenüber der Vorjahrespe-
riode. Die Einnahmen aus Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer wuchsen dabei um 8,6  Prozent 
(rund +5,7  Mrd. €) an. Die Einnahmen aus Steu-
ern vom Umsatz stiegen um 7,3  Prozent (rund 
+3,6 Mrd. €). Das Aufkommen aus dem Solidaritäts-
zuschlag verringerte sich dagegen um 37,6 Prozent 
(rund -3,4 Mrd. €). Dieser Rückgang ist im Wesentli-
chen auf die Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
ab diesem Jahr für rund 90 Prozent der Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen zurückzuführen. Die 
Zahlungen an die  EU (BNE-Eigenmittel der  EU 
und Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU) waren 
um rund 4,7  Mrd. € höher als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum.

Die Sonstigen Einnahmen lagen kumuliert in 
der 1.  Jahreshälfte  2021 um 25,4  Prozent (rund 
-3,4  Mrd. €) unter dem entsprechenden Vorjah-
resniveau. Dies war vor allem auf das Ausblei-
ben der Abführung des Bundesanteils am Reinge-
winn der Deutschen Bundesbank zurückzuführen. 
Im Vorjahr hatte die Deutsche Bundesbank rund 
5,9  Mrd. € Reingewinn an den Bund abgeführt, 
von denen 2,5  Mrd. € im Bundeshaushalt verblie-
ben und 3,4  Mrd. € dem Sondervermögen „Inves-
titions- und Tilgungsfonds“ zur Tilgung seiner Ver-
bindlichkeiten zur Verfügung zu stellen waren.

Ausgaben

Der Vollzug des Haushalts 2021 ist wesentlich von 
der Bewältigung der Pandemie und ihrer Folgen 
geprägt. Die Ausgaben des Bundeshaushalts be-
liefen sich in der 1.  Jahreshälfte  2021 auf rund 
245,6  Mrd. € und lagen damit um 22,7  Prozent 
(rund +45,5 Mrd. €) über dem entsprechenden Vor-
jahresniveau. Nach ökonomischen Arten gegliedert 
resultiert der Anstieg der Ausgaben im betrachte-
ten Zeitraum überwiegend aus höheren konsum-
tiven Ausgaben (+16,5  Prozent beziehungsweise 
rund +30,9 Mrd. €). Ein Großteil der höheren Aus-
gaben wurde für laufende Zuweisungen und Zu-
schüsse an Verwaltungen, Unternehmen und So-
zialversicherungen aufgewendet. Die Zuweisungen 
an Verwaltungen stiegen um 22,9  Prozent (rund 
+4,6 Mrd. €). Dazu trug maßgeblich die Zuweisung 
von Mitteln an den Energie- und Klimafonds in 
Höhe von rund 2,5 Mrd. € bei. Im vergangenen Jahr 
waren die Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt 
an den Energie- und Klimafonds erst im November 
erfolgt. Die Zuschüsse an Unternehmen stiegen um 
24,5  Prozent (rund +7,4  Mrd. €). Dabei wurde der 
überwiegende Teil der höheren Ausgaben für Co-
rona-Unternehmenshilfen aufgewendet. Von den 
für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mitteln 
waren bis zum 30. Juni 2021 rund 23,0 Mrd. € abge-
flossen. Die Zuweisungen an Sozialversicherungen 
überstiegen das entsprechende Vorjahresergebnis 
um 21,8 Prozent (rund +15,5 Mrd. €). Darin enthal-
ten sind Leistungen an den Gesundheitsfonds für 
von der SARS-CoV-2-Pandemie verursachte Belas-
tungen in Höhe von rund 10,0  Mrd. €. Weiterhin 
enthalten sind Zuweisungen an die Liquiditätsre-
serve des Gesundheitsfonds für das Zukunftspro-
gramm Krankenhäuser, die in Höhe von 3,0 Mrd. € 
ausgezahlt wurden.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2020 Soll¹ 2021 Ist-Entwicklung² Juni 2021

Ausgaben (Mrd. €)³ 441,8 547,7 245,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +22,7

Einnahmen (Mrd. €)4 311,1 307,3 147,0

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -1,5

Steuereinnahmen (Mrd. €) 283,3 284,0 136,9

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +0,8

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) -130,7 -240,4 -98,6

Deckung/Verwendung: 130,7 240,4 98,6

Kassenmittel (Mrd. €) - - 79,0

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,2 0,2

Saldo der Rücklagenbewegungen5 0 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. €) 130,5 240,2 19,4

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 

 vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2 Buchungsergebnisse.
3 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Investiv wurden im Berichtszeitraum Mittel in 
Höhe von rund 27,5  Mrd. € verausgabt. Damit 
wurde das Niveau vom Juni 2020 um 113,1 Prozent 
(rund +14,6  Mrd. €) übertroffen. Dies war vor al-
lem auf unterjährige Liquiditätshilfen an die Bun-
desagentur für Arbeit (rund +13,9  Mrd. €) zurück-
zuführen, die als Darlehen verbucht wurden. Die 
Sachinvestitionen gingen aufgrund geringerer Aus-
gaben für Baumaßnahmen um 46,5 Prozent (rund 
-2,0 Mrd. €) zurück. Die gegenüber dem Vorjahr ge-
ringeren Ausgaben für Baumaßnahmen waren vor 
allem auf einen Sondereffekt zurückzuführen, der 
das ganze Jahr über wirken wird. Die Investitio-
nen im Fernstraßenbau werden ab dem Jahr 2021 
an die „Autobahn GmbH des Bundes“ ausgelagert. 
Die „Autobahn GmbH des Bundes“ erhält die da-
für benötigten Mittel über Zuschüsse für Inves-
titionen, die im Juni 2021 um rund 1,3 Mrd. € hö-
her waren als im Juni des vergangenen Jahres. 
Gemäß Soll 2021 erhält die „Autobahn GmbH des 
Bundes“ dieses Jahr insgesamt Zuschüsse für In-
vestitionen in Höhe von rund 5,5  Mrd. €. Bei den 

Bauinvestitionen sind daher im Jahr  2021 auch 
rund 4,7  Mrd. € weniger veranschlagt als im Soll 
des Jahres 2020 (rund 4,2 Mrd. € weniger gegenüber 
dem Ist 2020).

Finanzierungssaldo

Im 1.  Halbjahr  2021 wies der Bundeshaushalt ein 
Finanzierungsdefizit von 98,6 Mrd. € auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2020 Soll¹ 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Juni 
2020

Juni 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 95.479 21,6 103.911 19,0 41.537 42.869 +3,2

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.127 2,7 12.324 2,3 3.874 3.611 -6,8

Verteidigung 45.471 10,3 47.019 8,6 19.880 20.707 +4,2

Politische Führung, zentrale Verwaltung 19.199 4,3 22.707 4,1 9.699 10.235 +5,5

Finanzverwaltung 5.342 1,2 5.922 1,1 2.581 2.796 +8,3

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten 28.645 6,5 31.829 5,8 10.159 11.130 +9,6

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, Weiter-
bildungsteilnehmende

6.045 1,4 5.182 0,9 1.855 2.655 +43,1

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

15.236 3,4 18.207 3,3 5.699 5.244 -8,0

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 218.365 49,4 284.649 52,0 113.503 154.181 +35,8

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 129.829 29,4 134.149 24,5 68.456 87.772 +28,2

darunter:

 Allgemeine Rentenversicherung 93.004 21,1 97.401 17,8 52.807 55.306 +4,7

 Krankenversicherung 15.884 3,6 19.010 3,5 7.909 10.777 +36,3

 Arbeitslosenversicherung 6.913 1,6 3.350 0,6 0 13.931 -

Arbeitsmarktpolitik 40.876 9,3 45.360 8,3 18.376 21.431 +16,6

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.658 4,7 23.700 4,3 10.550 11.556 +9,5

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung 
nach dem SGB II

10.097 2,3 11.200 2,0 3.239 5.236 +61,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 10.343 2,3 11.395 2,1 5.040 5.504 +9,2

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

2.039 0,5 2.269 0,4 1.095 1.146 +4,6

Sonstige soziale Angelegenheiten 24.149 5,5 79.621 14,5 15.513 33.078 +113,2

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 19.001 4,3 25.114 4,6 10.219 9.201 -10,0

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale 
Gemeinschaftsdienste

1.783 0,4 2.972 0,5 597 747 +25,2

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 893 0,2 1.675 0,3 425 586 +37,9

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.469 0,3 2.611 0,5 319 601 +88,4

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.509 1,2 14.620 2,7 3.275 2.606 -20,4

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.400 0,3 2.968 0,5 420 393 -6,5

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 2.316 0,5 1.491 0,3 2.112 481 -77,2

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22.961 5,2 33.683 6,1 8.794 8.824 +0,3

Straßen 9.791 2,2 9.815 1,8 3.626 2.560 -29,4

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 8.156 1,8 16.321 3,0 2.925 2.945 +0,7

Allgemeine Finanzwirtschaft 48.585 11,0 48.336 8,8 11.916 15.643 +31,3

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

6.457 1,5 10.267 1,9 8.535 9.226 +8,1

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 200.137 245.589 +22,7

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2020 Soll¹ 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Juni 
2020

Juni 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 391.450 88,6 461.191 84,2 187.242 218.106 +16,5

Personalausgaben 35.409 8,0 35.960 6,6 18.232 18.831 +3,3

Aktivbezüge 26.249 5,9 26.817 4,9 13.299 13.891 +4,5

Versorgung 9.160 2,1 9.144 1,7 4.933 4.941 +0,2

Laufender Sachaufwand 36.370 8,2 44.823 8,2 14.035 14.968 +6,6

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.801 0,4 1.164 0,2 777 480  -38,2

Militärische Beschaffungen 16.833 3,8 18.155 3,3 5.401 5.823 +7,8

Sonstiger laufender Sachaufwand 17.736 4,0 25.504 4,7 7.857 8.666 +10,3

Zinsausgaben 6.413 1,5 10.261 1,9 8.518 9.210 +8,1

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 312.053 70,6 366.125 66,8 145.803 174.280 +19,5

an Verwaltungen 75.607 17,1 40.670 7,4 19.851 24.401 +22,9

an andere Bereiche 236.446 53,5 325.455 59,4 125.952 149.879 +19,0

darunter:

Unternehmen 49.569 11,2 104.429 19,1 30.130 37.501 +24,5

Renten, Unterstützungen u. a. 30.735 7,0 36.535 6,7 15.599 17.067 +9,4

Sozialversicherungen 134.613 30,5 153.495 28,0 71.220 86.723 +21,8

Sonstige Vermögensübertragungen 1.205 0,3 4.022 0,7 655 817 +24,7

Investive Ausgaben 50.348 11,4 59.268 10,8 12.895 27.483 +113,1

Finanzierungshilfen 38.756 8,8 51.165 9,3 8.600 25.184 +192,8

Zuweisungen und Zuschüsse 30.652 6,9 39.856 7,3 8.284 9.468 +14,3

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 7.630 1,7 6.680 1,2 308 15.393 +4.897,7

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 473 0,1 4.628 0,8 9 323 +3.488,9

Sachinvestitionen 11.592 2,6 8.103 1,5 4.295 2.299  -46,5

Baumaßnahmen 8.192 1,9 4.554 0,8 3.099 1.350  -56,4

Erwerb von beweglichen Sachen 2.816 0,6 3.412 0,6 997 923  -7,4

Grunderwerb 585 0,1 137 0,0 199 26  -86,9

Globalansätze 0 0,0 27.267 5,0 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 200.137 245.589 +22,7

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
 vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2020 Soll¹ 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü.Vorjahr 

Juni 
2020

Juni 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 283.254 91,1 284.024 92,4 135.741 136.881 +0,8

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 235.978 75,9 250.470 81,5 115.856 125.252 +8,1

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge)

140.012 45,0 134.358 43,7 66.627 72.353 +8,6

davon:

Lohnsteuer 89.075 28,6 84.651 27,5 42.278 40.851  -3,4

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 8,1 24.814 8,1 12.472 13.675 +9,6

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 10.761 3,5 9.200 3,0 4.848 5.969 +23,1

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungs-
erträge 

2.976 1,0 2.794 0,9 1.609 2.327 +44,6

Körperschaftsteuer 12.134 3,9 12.899 4,2 5.421 9.532 +75,8

Steuern vom Umsatz 94.391 30,3 114.323 37,2 48.684 52.260 +7,3

Gewerbesteuerumlage 1.574 0,5 1.789 0,6 545 639 +17,2

Energiesteuer 37.635 12,1 39.850 13,0 13.083 12.843  -1,8

Tabaksteuer 14.651 4,7 14.190 4,6 6.186 6.638 +7,3

Solidaritätszuschlag 18.676 6,0 9.950 3,2 9.165 5.717  -37,6

Versicherungsteuer 14.553 4,7 14.890 4,8 9.372 9.620 +2,6

Stromsteuer 6.561 2,1 6.880 2,2 3.294 3.332 +1,2

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 3,1 9.545 3,1 5.059 5.036  -0,5

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 0,7 2.102 0,7 1.027 924  -10,0

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.070 0,3 489 528 +8,0

Luftverkehrsteuer 292 0,1 630 0,2 162 124  -23,5

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 428 0,1 394 0,1 202 158  -21,8

Sonstige Bundessteuern 1 0,0 2 0,0 1 1 -

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 1.067 X 800 X 0 0 -

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 X 9.179 X 4.878 5.195 +6,5

BNE-Eigenmittel der EU 25.616 X 33.280 X 12.763 16.567 +29,8

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.473 X 4.430 X 1.541 2.402 +55,9

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 11.457 X 9.268 X 4.478 4.634 +3,5

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 -

Sonstige Einnahmen 27.831 8,9 23.290 7,6 13.541 10.107  -25,4

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 7.263 2,3 5.352 1,7 3.985 1.541  -61,3

Zinseinnahmen 364 0,1 385 0,1 104 141 +35,6

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapitalrück-
zahlungen, Gewährleistungen

1.342 0,4 1.253 0,4 313 248  -20,8

Einnahmen insgesamt² 311.085 100,0 307.314 100,0 149.282 146.988  -1,5

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021  
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fällt 
am Ende des Berichtszeitraums deutlich besser aus 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Er be-
trug Ende Mai 2021 7,4 Mrd. € und verbesserte sich 
im Vergleich zum Vorjahreswert um 11,9  Mrd. €. 
Gegenüber dem Vormonat verschlechterte sich der 
Saldo um 0,8 Mrd. €.

Die Ausgaben der Länder sanken im Vergleich zum 
Vorjahr leicht um 2,8 Prozent. Hierbei ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass der größte Teil der Ausgaben 
zur Bekämpfung der Folgen der Pandemie in eini-
gen Ländern über Sondervermögen abgewickelt 

wird, mit der Folge, dass diese Ausgaben sich nicht in 
den durch die monatliche Kassenstatistik abgebilde-
ten Kernhaushalten widerspiegeln.

Die Einnahmen wuchsen gegenüber dem Vorjahr 
um 3,9 Prozent. Dieser Anstieg ist insbesondere auf 
die positive Entwicklung der Steuereinnahmen 
(+7,3 Prozent) zurückzuführen.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Mai  2021 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Mai 2021

Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2021 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2021 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2021 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Fi-
nanzierung des Bundeshaushalts und der Son-
dervermögen des Bundes. Sondervermögen wer-
den unterschieden in solche Sondervermögen, die 
über den Bundeshaushalt oder andere Einnah-
men mitfinanziert werden, und Sondervermögen 
mit eigener Kreditermächtigung (Finanzmarkt-
stabilisierungsfonds  (FMS), Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) und Investitions- und Tilgungs-
fonds  (ITF) sowie Restrukturierungsfonds  (RSF)). 
Der RSF wird nachfolgend nicht mit aufgeführt, 
da zu den betrachteten Stichtagen keine Kreditauf-
nahme vorgelegen hat. Die Kreditaufnahme für die 
Sondervermögen FMS und WSF dient dabei zum 
einen der Finanzierung von Aufwendungen für 
Stabilisierungsmaßnahmen gemäß §  9  Abs.  1 Sta-
bilisierungsfondsgesetz (StFG) oder der Rekapitali-
sierung von Unternehmen gemäß § 22 StFG. Zum 
anderen nimmt der Bund für FMS und WSF auch 
Kredite auf, die gemäß §  9  Abs.  5 und §  23  StFG 
dann als konditionsgleiche Darlehen an Anstalten 
des öffentlichen Rechts durchgeleitet werden. Die 
Aufnahme dieser Kredite über den Bund dient der 
Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich 
erst auf die gesamte Kreditaufnahme des Bundes. 
Anschließend erfolgt eine Darstellung der

 ● Kreditaufnahme beziehungsweise Verschul-
dung des Bundeshaushalts und der mitfinan-
zierten Sondervermögen sowie der Kreditauf-
nahme beziehungsweise Verschuldung von 
FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts 
und der

 ● Kreditaufnahme für FMS und WSF zur Fi-
nanzierung von an Anstalten des öffentli-
chen Rechts durchzuleitende Darlehen (im Fol-
genden „Darlehensfinanzierung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember  2020 Kredite 
in Höhe von 1.272,0  Mrd. € aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 30.  Juni  2021 auf 
1.379,9 Mrd. €. Der Anstieg der Kreditaufnahme um 
107,9 Mrd. € ging auf den Finanzierungsbedarf des 
Bundes für den Haushalt und die Sondervermö-
gen einschließlich der Bedarfe von FMS und WSF 
zur Durchleitung von Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts zurück. Wie im Vorjahr ist auch 
im Jahr 2021 mit einer erhöhten Kreditaufnahme zu 
rechnen. Hintergrund sind weiterhin die Maßnah-
men, die die Bundesregierung zur Bekämpfung der 
wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie 
beschlossen hat: Im Juni 2021 ist der Nachtrag zum 
Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 in 
Kraft getreten, der einen um etwa 60 Mrd. € gestie-
genen Nettokreditbedarf des Bundeshaushalts vor-
sieht. Bereits die erste Version des Haushaltsgeset-
zes 2021 sah eine gegenüber dem Vorjahr nochmals 
höher geplante Nettokreditaufnahme vor.

Der Anstieg der Kreditaufnahme gegenüber dem 
31. Dezember 2020 resultiert aus neuen Aufnahmen 
im Volumen von 265,1 Mrd. € bei Fälligkeiten im Vo-
lumen von 157,2 Mrd. €. Bis zum 30. Juni 2021 wur-
den im Jahr  2021 für die Verzinsung aller auch in 
früheren Jahren aufgenommenen bestehenden Kre-
dite saldiert 1,7 Mrd. € aufgewendet.

Im Juni 2021 wurden 42,8 Mrd. € an Bundeswertpa-
pieren emittiert. Der Schwerpunkt der Emissionen 
lag mit 42,0  Mrd. € bei den konventionellen Bun-
deswertpapieren. Sie verteilten sich auf 1,5  Mrd. € 
30-jährige Bundesanleihen, 11,5  Mrd. € 10-jäh-
rige Bundesanleihen, 4,0  Mrd. € Bundesobligati-
onen, 5,0  Mrd. € Bundesschatzanweisungen und 
20,0  Mrd. € Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes. Es wurden inflationsindexierte Bundesan-
leihen in Höhe von 0,8 Mrd. € begeben.

Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen
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Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpapie-
ren verringerten sich im Juni 2021 um 5,8 Mrd. € auf 
168,1 Mrd. €. Die Veränderung resultiert im Wesent-
lichen aus Sekundärmarktverkäufen in Höhe von 
17,8  Mrd. €, sowie Käufen in Höhe von 5,9  Mrd. € 
und der Erhöhung von Eigenbeständen durch bei 
Emission zurückbehaltene Emissionsanteile um 
6,1 Mrd. €.

Am 30. Juni 2021 entfielen 94,2 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung. 5,8  Prozent der Kreditaufnahme dien-
ten der Finanzierung von FMS und WSF für durch-
geleitete Kredite an Anstalten des öffentlichen 
Rechts.

Entwicklung der Kreditauf-
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im Juni 2021 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
44,9  Mrd. € an Krediten aufgenommen. Gleich-
zeitig wurden 30,5  Mrd. € fällige Kredite getilgt. 
Für die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) wurden im Juni  2021 saldiert 0,9  Mrd. € 
vereinnahmt.

Am 30.  Juni  2021 betrug die Kreditaufnahme des 
Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) insgesamt 1.299,8  Mrd. €. 
Damit erhöhte sie sich gegenüber dem 31.  De-
zember  2020 um 95,8  Mrd. €. Der größte Teil der 
Erhöhung entfiel mit 92,6 Mrd. € auf den Bundes-
haushalt, dessen Kreditaufnahme auf 1.255,9 Mrd. € 
anstieg.

Die Kreditaufnahme für den ITF betrug per 
30. Juni 2021 16,1 Mrd. €. Die Kreditaufnahme des 
FMS für Kredite für Aufwendungen gemäß §  9 
Abs. 1 StFG betrug zu diesem Stichtag 22,8 Mrd. €. 

Die Kreditermächtigungen des WSF für Kredite für 
Rekapitalisierungsmaßnahmen gemäß §  22  StFG 
wurden im Jahr 2021 bis Ende Juni 2021 über ins-
gesamt 3,3 Mrd. € in Anspruch genommen, sodass 
sich per 30.  Juni  2021 ein Bestand von 5,1  Mrd. € 
ergibt.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanzierung von an die FMS Wertmanagement 
(FMS-WM) durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 
Abs. 5 StFG aufgenommen. In ähnlicher Weise er-
folgt seit dem Jahr  2020 eine Kreditaufnahme für 
den WSF zur Gewährung von Darlehen an die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau  (KfW) zur Finanzie-
rung von Krisenmaßnahmen gemäß § 23 StFG.

Im Juni 2021 wurden für den FMS zu diesem Zweck 
Kredite im Volumen von 3,8 Mrd. € aufgenommen. 
Per 30.  Juni  2021 betrug der Bestand 44,9  Mrd. €. 
Der Bestand von Krediten zur Darlehensfinanzie-
rung für den WSF reduzierte sich im Laufe des Mo-
nats Juni 2021 durch Tilgungen um 1,4 Mrd. € und 
betrug am 30. Juni 2021 somit 35,2 Mrd. €. Seit Jah-
resbeginn stieg der Bestand der Kredite zur Darle-
hensfinanzierung damit auf 80,1 Mrd. €.

Weitere Einzelheiten für den Monat Juni 2021 kön-
nen folgenden Tabellen entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung,

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den Juni 2021, die 
nach Restlaufzeitklassen gruppierte Kreditauf-
nahme des Bundes sowie die monatliche Historie 
zur Kreditaufnahme, dem Bedarf der Kreditauf-
nahme, Tilgungen und Zinsen für die Kreditauf-
nahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im Juni 2021 als 
auch für den gesamten Bestand per 30.  Juni 2021. 
Den größten Anteil der Kreditaufnahme im 
Juni  2021 machen mit 121,3  Mrd. € beziehungs-
weise 45,7  Prozent die (teils unterjährig fälligen) 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes 
aus, gefolgt von den 10-jährigen Bundesanleihen 
mit 63,6  Mrd. € beziehungsweise 24,0  Prozent. Zu 

diesem Segment werden hier auch die im Jahr 2020 
erstmals begebenen 7- und die 15-jährigen Bun-
desanleihen gezählt. Per 30.  Juni 2021 waren über 
99 Prozent des Bestands der Kreditaufnahmen des 
Bundes in Form von Inhaberschuldverschreibun-
gen verbrieft, bei denen die konkreten Gläubiger 
dem Bund nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Juni 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Mai 2021 Juni Juni 30. Juni 2021 Juni Juni 

Insgesamt 1.364.813 48.684 -33.594 1.379.904 15.090 953

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.242.882 41.069 -28.079 1.255.871 12.990 871

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß  
§ 9 Abs. 1 StFG)

22.778 1.052 -1.052 22.778 - -1

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

42.800 3.800 -1.700 44.900 2.100 86

Investitions- und Tilgungsfonds 16.058 816 -816 16.058 - -5

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß § 22 StFG)

3.671 1.948 -540 5.080 1.408 -5

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

36.624 - -1.408 35.216 -1.408 8

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.275.985 47.925 -33.594 1.290.316 14.331 803

30-jährige Bundesanleihen 260.008 2.452 - 262.460 2.452 131

10-jährige Bundesanleihen 582.939 16.056 - 598.995 16.056 418

Bundesobligationen 178.536 5.876 - 184.413 5.876 125

Bundesschatzanweisungen 114.132 4.850 -13.985 104.997 -9.135 60

Unverzinsliche Schatz-
anweisungen des Bundes

140.370 18.690 -19.609 139.451 -919 69

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

61.809 760 - 62.569 760 183

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.886 25 - 9.911 25 13

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

51.923 735 - 52.658 735 170

Grüne Bundeswertpapiere 16.526 - - 16.526 - -

30-jährige Grüne Bundesanleihen 5.500 - - 5.500 - -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 - - 6.390 - -

Grüne Bundesobligationen 4.636 - - 4.636 - -

Schuldscheindarlehen 6.020 - - 6.020 - -12

Kredit durch Wertpapierpensions-
geschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen  
ohne Darlehensfinanzierung) im Juni 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Mai 2021 Juni  Juni 30. Juni 2021 Juni Juni

Insgesamt 1.285.389 44.884 -30.486 1.299.787 14.398 859

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.242.882 41.069 -28.079 1.255.871 12.990 871

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß  
§ 9 Abs. 1 StFG)

22.778 1.052 -1.052 22.778 - -1

Investitions- und Tilgungsfonds 16.058 816 -816 16.058 - -5

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

3.671 1.948 -540 5.080 1.408 -5

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.196.561 44.125 -30.486 1.210.199 13.638 709

30-jährige Bundesanleihen 260.008 2.452 - 262.460 2.452 131

10-jährige Bundesanleihen 560.639 14.056 - 574.695 14.056 368

Bundesobligationen 150.036 5.076 - 155.113 5.076 102

Bundesschatzanweisungen 89.732 3.850 -12.285 81.297 -8.435 47

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

136.146 18.690 -18.201 136.635 489 61

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 61.809 760 - 62.569 760 183

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.886 25 - 9.911 25 13

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

51.923 735 - 52.658 735 170

Grüne Bundeswertpapiere 16.526 - - 16.526 - 0

30-jährige Grüne Bundesanleihen 5.500 - - 5.500 - 0

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 - - 6.390 - 0

Grüne Bundesobligationen 4.636 - - 4.636 - 0

Schuldscheindarlehen 6.020 - - 6.020 - -12

Kredit durch Wertpapierpensions-
geschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapital-
indexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere¹

4.635 5.056 420 -

Rücklagen gemäß Schlusszahlungs-
finanzierungsgesetz (SchlussFinG)²

4.204 4.227 24 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbeding-

ten Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
2 Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  

(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) 
ergeben. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestandsänderung 
(Saldo) Zinsen

31. Mai 2021 Juni  Juni 30. Juni 2021 Juni Juni 

Insgesamt 79.424 3.800 -3.108 80.116 692 94

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)¹

42.800 3.800 -1.700 44.900 2.100 86

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)²

36.624 - -1.408 35.216 -1.408 8

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
1 Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. € aufzunehmen, damit 

nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie 
die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundes-
wertpapieren.

2 Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von 
bis zu 100 Mrd. € aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung 
als Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im Juni 2021 
in Mio. €

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Juni 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

31. Mai 2021 Juni Juni 30. Juni 2021 Juni 

Umlaufvolumen insgesamt 1.527.300 42.800 -33.500 1.536.600 9.300

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.443.500 42.000 -33.500 1.452.000 8.500

30-jährige Bundesanleihen 315.000 1.500 - 316.500 1.500

10-jährige Bundesanleihen 656.000 11.500 - 667.500 11.500

Bundesobligationen 210.500 4.000 - 214.500 4.000

Bundesschatzanweisungen 122.500 5.000 -14.000 113.500 -9.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

139.500 20.000 -19.500 140.000 500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 66.300 800 - 67.100 800

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.400 - - 10.400 -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

55.900 800 - 56.700 800

Grüne Bundeswertpapiere 17.500 - - 17.500 -

30-jährige Grüne Bundesanleihen 6.000 - - 6.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.500 - - 6.500 -

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -173.850 - - -168.070 5.780

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Rentenmarktentwicklung 
im 2. Quartal 2021

Das 2.  Quartal  2021 war geprägt von global spür-
bar höherem Wirtschaftswachstum und sich wei-
ter positiv entwickelnden Stimmungsindikatoren – 
einer Erholung von pandemiebedingt geringeren 
wirtschaftlichen Aktivitäten. Gleichzeitig führten 
gestiegene Inflationserwartungen aus den USA, 
die im Mai  2021 durch eine hohe gemessene In-
flationsrate von 5  Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr beim US-Konsumentenpreisindex (Consumer 
Price Index) bekräftigt wurden, zu Unsicherheit 
über die zukünftige Zinspolitik der US-Noten-
bank Fed3. Insbesondere scheint unklar, inwieweit 
die höheren Inflationsraten in den USA von der 
Fed weiterhin nur als temporär betrachtet werden. 
Auch diesseits des Atlantiks verfolgen Marktteil-
nehmer aufmerksam die Analyseergebnisse und 
Prognosen der Europäischen Zentralbank (EZB), da 

3 Fed steht für Federal Reserve.

Wirtschaftsforscherinnen und -forscher beispiels-
weise auch in Deutschland u.  a. vor dem Hinter-
grund des Auslaufens der befristeten Mehrwert-
steuersenkung vorübergehend Inflationsraten von 
bis zu 4  Prozent erwarten. Allerdings gehen für 
den Euroraum die meisten Wirtschaftsforscherin-
nen und -forscher davon aus, dass es sich um einen 
temporären Anstieg der Inflationsraten handelt.

Die Rentenmärkte haben sich im 2. Quartal 2021 in 
den USA und Europa leicht unterschiedlich entwi-
ckelt. In den USA haben 10-jährige Staatsanleihe-
renditen nach dem starken Anstieg zum Ende des 
1.  Quartals  2021 im weiteren Verlauf konsolidiert 
und sich zum Ende des 2.  Quartals  2021 bei rund 
1,5  Prozent eingependelt. Auf der geldpolitischen 
Sitzung hat die Fed zwar wie erwartet den Leitzins 
in einer Spanne von 0 bis 0,25 Prozent und die mo-
natlichen Wertpapierkäufe bei 120  Mrd.  US-Dol-
lar belassen. Allerdings wurden überraschend Re-
ferenzsätze für die technische Implementierung 
der Geldpolitik erhöht. Die Projektionen signalisie-
ren bereits zwei Leitzinserhöhungen im Jahr 2023 

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 2. Quartal 2021
Rendite in % p. a.

Quelle: Thomson Reuters
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und damit früher, als noch im März  2021 erwar-
tet wurde. Sieben der 18  Mitglieder des Federal 
Open Market Committee sind aufgrund der besse-
ren Wachstumsaussichten und der höheren Infla-
tion der Auffassung, dass der Leitzins schon nächs-
tes Jahr erhöht werden könnte. Daraufhin stiegen 
die kurzfristigen US-Dollar-Geldmarktsätze leicht 
an und die Renditekurve verflachte sich.

In Europa hat die EZB die Befürchtungen einer Re-
duzierung des aktuell signifikant erhöhten Kaufvo-
lumens des Pandemie-Notfallankaufprogramms 
PEPP (Pandemic Emergency Purchase Programme) 
im Juni-Meeting ausgeräumt. Dennoch sind auch 
hier die Renditen aufgrund des schnellen Impf-
fortschritts und des Wiederanlaufens der Volks-
wirtschaften gestiegen. Zudem begründet sich das 
anhaltend höhere Renditeniveau in der nur ver-
tagten Diskussion über die Reduzierung der PEPP-
Käufe sowie über das Auslaufen des PEPP-Kaufpro-
gramms im März 2022 generell.

Mit der EU wurde im 2. Quartal 2021 nicht nur ein 
neuer, sondern einer der fortan größten Emitten-
ten am Rentenmarkt im Euroraum aktiv. Sie emit-
tierte Mitte Juni  2021die erste Anleihe mit einem 
Emissionsvolumen von 20 Mrd. € zur Finanzierung 
des Programms Next Generation EU (NGEU). Dies 
war die größte institutionelle Emission in der Ge-
schichte. Ende Juni  2021 folgte die zweite Trans-
aktion in Höhe von 15 Mrd. €. Aus dem insgesamt 
750  Mrd. € umfassenden NGEU-Programm sind 
für die Jahre  2021 bis  2023 Transfers an Deutsch-
land von jeweils 0,2 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts vorgesehen.

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 2. Quartal 2021 
in %

31. März 2021 30. Juni 2021

USA 1,75 1,47

Vereinigtes Königreich 0,85 0,72

Japan 0,10 0,05

Deutschland -0,29 -0,20

Quelle: Thomson Reuters
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Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe und der ECOFIN-
Ministerinnen und -Minister 
am 17./18. Juni 2021 in Luxem-
burg

Eurogruppe

Bei dem Treffen am 17.  Juni  2021 in Luxemburg 
widmete sich die Eurogruppe der Nachprogramm-
überwachung von Portugal, Zypern, Spanien und 
Irland und beriet über die 5.  Freigabe von kondi-
tionierten Schuldenerleichterungen für Griechen-
land im Kontext des 10.  Nachprogrammüberwa-
chungsberichts. Ferner stellte der Internationale 
Währungsfonds  (IWF) seine Empfehlungen für 
den Euroraum vor und die Eurogruppe wurde über 
die Fortschritte von Kroatien und Bulgarien infor-
miert, die im Juli 2020 dem Wechselkursmechanis-
mus II beigetreten waren.

Die Eurogruppe befasste sich zunächst mit den 
Nachprogrammüberwachungsberichten zu Portu-
gal, Zypern, Spanien und Irland. Die Europäische 
Kommission gelangte zu dem Schluss, dass in kei-
nem dieser Mitgliedstaaten mit Zahlungsausfällen 
für den Europäischen Stabilitätsmechanismus, die 
Europäische Finanzstabilisierungsfazilität oder den 
Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus 
zu rechnen sei. Die Berichte attestieren den zur Be-
kämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie ergriffenen nationalen Maßnahmen eine 
stabilisierende Wirkung, da sie u.  a. maßgeblich 
dazu beigetragen haben, den Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit in den jeweiligen Mitgliedstaaten begrenzt 
zu halten. Alle vier Mitgliedstaaten hatten Darle-
hen aus dem EU-Instrument Support Mitigating 
Unemployment Risks in Emergency erhalten. Die 
Auswirkungen der Pandemie auf den Finanzsektor 
seien bisher begrenzt, insbesondere auch durch In-
anspruchnahme von Kreditmoratorien.

Im Anschluss tauschte sich die Eurogruppe über 
den 10.  Nachprogrammüberwachungsbericht von 
Griechenland und die Umsetzung der konditionier-
ten Schuldenerleichterungen aus. Die Europäische 
Kommission kam in ihrem 10. Nachprogrammbe-
richt zu dem Urteil, dass die vereinbarten Refor-
men hinreichend vorangetrieben worden seien. 
Griechenland habe die erforderlichen Schritte ge-
tätigt, um die Zusagen trotz der durch die Pande-
mie verursachten schwierigen Umstände einzuhal-
ten. Die Eurogruppe verständigte sich darauf, die 
nächste Tranche konditionierter Schuldenerleich-
terungen in Höhe von rund 748  Mio. € freizuge-
ben – unter dem Vorbehalt des Abschlusses der na-
tionalen Verfahren. In Deutschland wurde hierzu 
dem Haushaltsausschuss Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben.

Der Direktor der IWF-Europaabteilung 
Alfred  Kammer stellte im Anschluss der Euro-
gruppe die Hauptergebnisse der IWF Interim-Mis-
sion für den Euroraum vor. Trotz des gemeinsamen 
Wiederaufbauinstruments Next Generation EU er-
wartet der IWF einen heterogenen Erholungspro-
zess in den Mitgliedstaaten des Euroraums und be-
tonte die Notwendigkeit, fiskalische Unterstützung 
nicht zu früh zurückzuführen. Ein Erfolg der Auf-
bau- und Resilienzfazilität (Recovery and Resilience 
Facility, RRF) hänge von der konkreten Umsetzung 
in den Mitgliedstaaten ab. Im Bankensektor erwar-
tet der IWF einen deutlichen Anstieg notleidender 
Kredite, für die Geldpolitik fordert er eine Fortset-
zung der akkommodierenden Politik.

Zuletzt befasste sich die Eurogruppe mit Fortschrit-
ten von Kroatien und Bulgarien, die im Juli  2020 
dem Wechselkursmechanismus II beigetreten wa-
ren. Sie müssen formelle Voraussetzungen für den 
Euro-Beitritt erfüllen. Kroatien erklärte, bereits 
im Jahr 2022 wieder auf dem Vorkrisenniveau der 
Wirtschaftsleistung zu sein. Die Schuldenstands-
quote wäre ohne die Pandemie mittlerweile unter 
70  Prozent gefallen: Man plane, diese wieder um 
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2 Prozentpunkte bis 3 Prozentpunkte pro Jahr ab-
zusenken. Zudem signalisierte Kroatien, den Eu-
robeitritt bereits zum 1.  Januar  2023 anzustreben; 
zuvor war dieser zum Jahr  2025 geplant gewesen. 
Bulgarien berichtete von Fortschritten zur Geldwä-
schebekämpfung und von den laufenden Arbeiten 
am nationalen Aufbau- und Resilienzplan (ARP). 
Die Europäische Kommission und die Europäische 
Zentralbank  (EZB) würdigten die erzielten Fort-
schritte und sahen Handlungsbedarf für die Um-
setzung der weiteren Auflagen. Ein Beitritt sei erst 
möglich, wenn sämtliche Konvergenzkriterien er-
füllt seien. Der kroatische Beitrittswunsch werde zu 
einem späteren Zeitpunkt besprochen.

Bei der Eurogruppe im erweiterten Format stan-
den die Themen Vollendung der Bankenunion  – 
Bericht des Vorsitzes der Hochrangigen Arbeits-
gruppe und die Vorbereitung des Euro-Gipfels am 
25. Juni auf der Agenda. Dieser soll sich neben den 
wirtschaftlichen Herausforderungen nach der Pan-
demie auch mit den Arbeiten im Bereich Banken-
union und mit der Kapitalmarktunion befassen. 
Hintergrund der Debatte war auch der Auftrag des 
Eurogipfels vom Dezember 2020, auf konsensualer 
Basis einen Arbeitsplan „für alle Elemente der Ban-
kenunion“ zu erarbeiten. Der Vorsitzende der Euro-
gruppe Paschal Donohoe legte in Luxemburg kei-
nen konsentierten Plan vor. Aus deutscher Sicht sei 
ein zu starker und asymmetrischer Fokus auf die 
Arbeiten an einem europäischen Einlagensiche-
rungssystem gelegt worden, ohne dass vergleich-
bare Fortschritte bei allen Elementen, insbesondere 
der Regulierung von Staatsanleihen, vorgesehen 
gewesen seien. Die Arbeiten sollen nach der Som-
merpause rasch fortgesetzt werden. Der Vorsit-
zende der Eurogruppe plane daher, beim Eurogip-
fel von dem Dossier in Form eines Briefs in eigener 
Verantwortung zu berichten.

ECOFIN-Rat

Bei dem Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister am 18. Juni 2021 standen die Themen er-
mäßigte Mehrwertsteuersätze, Mehrwertsteuerbe-
freiung für Maßnahmen der Europäischen Union 
(EU) im öffentlichen Interesse sowie die Stärkung 
der Bankenunion auf der Tagesordnung. Weitere 
Themen des Treffens waren der Stand der Imple-
mentierung der RRF, die Empfehlung zur Imple-
mentierung des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
das Europäische Semester  2021 mit den Emp-
fehlungen zu den aktualisierten Stabilitäts- und 
Konvergenzprogrammen, die Schlussfolgerun-
gen zu altersbedingten Ausgaben und das Treffen 
der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminis-
ter und -Notenbankgouverneurinnen und -Noten-
bankgouverneure vom 7. bis 10. Juli 2021.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister erör-
terten anhand einer Note der portugiesischen 
Ratspräsidentschaft die Problematik ermäßigter 
Mehrwertsteuersätze in der EU, um eine politische 
Orientierung zu zwei Punkten zu erhalten. Das ge-
meinsame Ziel aus Sicht der Europäischen Kom-
mission sei ein modernisiertes und vereinfachtes 
Mehrwertsteuersystem. Die Mehrheit der Mitglied-
staaten sprach sich in der Debatte dafür aus, dass 
die ermäßigten Mehrwertsteuersätze für umwelt-
relevante Produktkategorien wie Pestizide oder 
fossile Brennstoffe auslaufen sollten. Der Vorsitz 
schlug hierfür den 1.  Januar  2035 vor. Einige Mit-
gliedstaaten präferierten einen früheren Wegfall. 
Der Vorschlag der portugiesischen Ratspräsident-
schaft einer sogenannten Stillhalteklausel stieß auf 
ein geteiltes Stimmungsbild: Gemeint ist die Fort-
führung begünstigender Ausnahmeregelungen für 
bestimmte Mitgliedstaaten und eine Öffnung die-
ser Ausnahmetatbestände für alle Mitgliedstaa-
ten. Der Bundesminister der Finanzen Olaf Scholz 
sah in der Öffnung der Ausnahmeregelungen die 
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Gefahr, dass im Ergebnis noch mehr Ausnahmen 
bestünden und dadurch ein kohärentes Steuersys-
tem in Europa verhindert würde. Einige Mitglied-
staaten unterstützten die Position Deutschlands. 
Andere Mitgliedstaaten versammelten sich dage-
gen hinter dem Vorschlag der Öffnung, da dadurch 
eine einheitliche und gleiche Ausgangssituation für 
alle Länder geschaffen würde.

Die portugiesische Ratspräsidentschaft strebte 
auch beim Vorschlag über die Beschaffungen zum 
Zwecke der kostenlosen Überlassung eine fokus-
sierte Diskussion zur Erlangung politischer Ori-
entierungshilfe für die weiteren Diskussionen an. 
Sie schlug als Ergebnis der bisherigen Ausführun-
gen der Mitgliedstaaten als Kompromiss vor, den 
Anwendungsbereich auf COVID-19 zu beschrän-
ken und in einem weiteren Schritt das Dossier mit 
einem breiteren Anwendungsbereich auf techni-
scher Ebene weiter zu diskutieren. Der Bundesmi-
nister der Finanzen Olaf Scholz begrüßte das Ziel 
der Europäischen Kommission, im Kampf gegen 
COVID-19 voranzugehen. Mit einer Begrenzung 
des Anwendungsbereichs auf COVID-19-Sach-
verhalte würden negative Auswirkungen auf die 
Haushalte limitiert und Rechtssicherheit herge-
stellt. Eine schnelle Annahme des Textes sei dann 
möglich. Sämtliche wortnehmende Mitgliedstaa-
ten begrüßten den Vorschlag der portugiesischen 
Ratspräsidentschaft. Die Europäische Kommission 
sah daraufhin die Möglichkeit einer schnellen Ei-
nigung, sprach sich jedoch zugleich für einen ehr-
geizigen Ansatz aus, um für alle zukünftigen Krisen 
gewappnet zu sein.

Anschließend stellte die portugiesische Ratspräsi-
dentschaft den ECOFIN-Ministerinnen und -Mi-
nistern den Fortschrittsbericht zur Stärkung der 
Bankenunion vor, der in eigener Verantwortung er-
stellt worden ist und die Sitzungen der Ad-hoc-Ar-
beitsgruppe zur Stärkung der Bankenunion zusam-
menfasst. Die Europäische Kommission bedankte 
sich für die Arbeiten am Hybridmodell für das Eu-
ropäische Einlagensicherungssystem, die in den 
Arbeitsplan zur Bankenunion auf Eurogruppene-
bene einflössen. Man sei einem Arbeitsprogramm 

zur Bankenunion nähergekommen und es bedürfe 
nun etwas Zeit für einen ambitionierten Fahrplan.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Wirtschaftliche 
Erholung in der Europäischen Union“ tauschten 
sich die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister über 
den Stand der Implementierung der RRF aus. Die 
Europäische Kommission verwies in diesem Zu-
sammenhang auf die jüngst erfolgte Annahme der 
ersten Vorschläge für Durchführungsbeschlüsse 
des Rats zur Annahme der Bewertung der ARP für 
Portugal, Spanien, Dänemark, Griechenland und 
Luxemburg. Insgesamt seien die eingereichten 
Pläne von hoher Qualität und versprächen eine ef-
fektive Mittelverwendung sowie einen signifikan-
ten Beitrag zum Wirtschaftswachstum. Der Rat 
habe nun vier Wochen Zeit zur Annahme der Be-
schlüsse. Der Wirtschafts- und Finanzausschuss 
wird sich den ARP widmen. Hier erfolgt ein erster 
politischer Austausch vor den Beratungen auf Rats-
arbeitsgruppenebene. Die künftige slowenische 
Präsidentschaft erklärte als Ziel, die ersten Pläne 
auf dem nächsten ECOFIN-Ratstreffen am 13.  Juli 
verabschieden zu können. Im Anschluss werde die 
Kommission mit den Mitgliedstaaten die Finan-
zierungs- und Kreditvereinbarungen unterzeich-
nen, sodass die Vorfinanzierung von bis zu 13 Pro-
zent ausgezahlt werden könne. Entscheidend sei, 
dass nun die Pläne auch schnell umgesetzt werden 
würden. Zudem gab die Europäische Kommission 
einen Überblick über die bereits erfolgte und wei-
tere geplante Anleihebegebung unter Next Gener-
ation  EU. So informierte sie über die erste erfolg-
reiche Emission über 20 Mrd. €. Für das Jahr 2021 
plane man, insgesamt 80  Mrd. € an langfristigen 
Anleihen zu begeben sowie weitere kurzfristige 
Anleihen. Insgesamt stoße die Anleihebegebung 
der EU auch international auf großes Interesse und 
stärke auch die Rolle der EU als Markt für nachhal-
tige Finanzierungen.

Der ECOFIN-Rat nahm zudem die Empfehlung zur 
Implementierung des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts an, mit dem Ziel, das übermäßige öffentli-
che Defizit in Rumänien zu beenden. Die Euro-
päische Kommission verwies auf die im Zuge der 
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COVID-19-Krise angepasste Empfehlung, das über-
mäßige Defizit nun bis zum Jahr 2024 zu beenden. 
Hierfür seien in Rumänien erhebliche Konsolidie-
rungsanstrengungen erforderlich, welche auch im 
Konvergenzprogramm von Rumänien angelegt 
seien. Rumänien begrüßte den produktiven Aus-
tausch mit der Europäischen Kommission und be-
fand die Empfehlung für ausgewogen, wenngleich 
die Pandemie weiterhin gewisse Unsicherheiten 
berge.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister ver-
abschiedeten im Anschluss die Empfehlungen zu 
den aktualisierten Stabilitäts- und Konvergenz-
programmen im Rahmen des Europäischen Se-
mesters 2021, welche die Europäische Kommission 
mit ihrem Frühjahrspaket am 2. Juni 2021 vorgelegt 
hat. Demnach soll die allgemeine Ausweichklau-
sel noch für das kommende Jahr aktiviert bleiben, 
Mitgliedstaaten mit niedrigen Schuldenständen 
sollen eine weiterhin unterstützende Fiskalpolitik 
betreiben und Mitgliedstaaten mit höheren Schul-
denständen sollen einen vorsichtigeren Ansatz ver-
folgen. Wichtig sei zudem die Verbesserung der 
Qualität der öffentlichen Ausgaben. Insgesamt gebe 
es weiterhin erhebliche Unsicherheit, weshalb die 
Empfehlungen qualitativ ausfielen und keine Ver-
fahren zu übermäßigen Defiziten in diesem Jahr er-
öffnet würden. Im kommenden Jahr sollte der wei-
tere Ausblick sicherer sein. Die EZB unterstützte die 
Empfehlungen und betonte, dass die fiskalische Un-
terstützung nicht vorzeitig zurückgefahren werden 
dürfe, zugleich die Maßnahmen aber temporär sein 
müssten und nicht die fiskalische Nachhaltigkeit be-
einträchtigen dürften. Mit Blick auf den Inflations-
anstieg im Jahr 2020 werde man weiterhin die Lohn- 
und Rentenentwicklung genau im Blick behalten.

Ferner billigte der ECOFIN-Rat die Schlussfolge-
rungen zu altersbedingten Ausgaben. Die Europä-
ische Kommission bezeichnete den Ageing Report 
als Benchmark. Dessen Ergebnisse würden in eine 

Vielzahl von Diskussionen einfließen (u. a. zur Re-
form des Stabilitäts- und Wachstumspakts) und 
müssten auch bei der Strategie zur wirtschaftlichen 
Erholung berücksichtigt werden. Es zeige sich, wie 
wichtig Rentenreformen seien und dass diese auch 
nicht zurückgedreht werden sollten. Vielmehr be-
dürfe es weiterer Maßnahmen, um den im Re-
port genannten Herausforderungen zu begegnen. 
Die Produktivitätsentwicklung des Faktors Arbeit 
werde wesentlich für die langfristige Wachstums-
entwicklung sein. Der Vorsitz des Wirtschaftspo-
litischen Ausschusses ergänzte, dass eine alternde 
Gesellschaft nicht ausschließlich fiskalische Kon-
sequenzen habe. Es drohten niedrigeres Wachstum, 
niedrigere Produktivität und niedrigere Investiti-
onen wegen des Schrumpfens der Gesellschaft. Es 
brauche Rentenreformen und eine Erhöhung der 
Erwerbstätigkeit. Der nächste Report werde im 
Jahr 2024 vorgelegt.

Zudem informierte die portugiesische Präsident-
schaft über die Vorbereitung des Treffens der 
G20-Finanzministerinnen und -Finanzminis-
ter und -Notenbankgouverneurinnen und -No-
tenbankgouverneure am 9./10.  Juli  2021. Im Mit-
telpunkt des Treffens stünden die Reform der 
internationalen Besteuerung und die Zuteilung 
der IWF-Sonderziehungsrechte. Italien verwies als 
G20-Präsidentschaft darauf, dass im Umfeld drei 
weitere wesentliche Konferenzen stattfinden wür-
den, nämlich das OECD Global Forum zu Produk-
tivität, ein Symposium zu Steuerpolitik und Klima-
wandel sowie die Klimakonferenz von Venedig zur 
Vorbereitung der 26.  UN-Klimakonferenz (United 
Nations Framework Convention on Climate 
Change, 26th Conference of the Parties; COP  26). 
Bedeutendes Thema des G20-Treffens selbst wür-
den Gesundheitsfragen sein wie die globale Impf-
stoffversorgung und die Stärkung der Pandemie-
vorsorge. Ferner hoffe man, aufbauend auf der 
G7-Einigung eine grundsätzliche Einigung zur Re-
form der internationalen Besteuerung zu erreichen.
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Termine
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

23./24. August 2021 Deutschsprachiges Finanzministerinnen- und Finanzminister-Treffen in Vaduz, Liechtenstein

10./11. September 2021 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Ljubljana, Slowenien

4./5. Oktober 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

15./16. Oktober 2021 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure in Washington, D.C.

15. bis 17. Oktober 2021 Jahresversammlung von IWF und Weltbank in Washington, D.C.

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2022 
und des Finanzplans bis 2025

Datum Verfahrensschritte

24. März 2021 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2022 und Finanzplan bis 2025

10. bis 12. Mai 2021 Steuerschätzung

23. Juni 2021 Kabinettbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2022 und Finanzplans bis 2025

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

August 2021 Juli 2021 20. August 2021

September 2021 August 2021 21. September 2021

Oktober 2021 September 2021 21. Oktober 2021

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Datensammlung zur Steuerpolitik 2020

Deutsche Sustainable Finance-Strategie

BMF-Ressortbericht Nachhaltigkeit 2021

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan (DARP)

Deutsches Stabilitätsprogramm 2021 (de/en)

Bund-Länder-Finanzbeziehungen auf der Grundlage der Finanzverfassung 2020 (de/en)

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung 

Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haus halts ge setz über nom me ne Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2020

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Glie de rung der Aus ga ben nach Aus ga be grup pen und Funk tio nen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2020

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/20/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte

Ver gleich der Fi nan zie rungs sal den je Ein woh ner 2020/2021

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der 
Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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